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Wandel als Konstante 
 
Die Alpen waren und sind heute identitätsstiftend für die 
Schweiz. Aufgrund des Klimawandels verändert sich der 
Wasserhaushalt im alpinen Raum. Durch seine Verflüssigung 
nimmt die Bedeutung der wichtigen Speichergrössen Schnee 
und Gletscher ab. Eine zukünftige Sommertrockenheit und 
der direkte Abfluss von Niederschlägen ohne Zwischespei-
cherung erhöhen den Druck auf die alpine Ressource Wasser. 
Nebst der Wasserkraftproduktion müssen auch der Touris-
mus und die Landwirtschaft auf die klimatisch bedingten  
Veränderungen eingestellt sein. Dieser Druck verlangt ein Ma-
nagement der Wasserressource, da die Nutzungskonflikte mit 
dem Klimawandel ansteigen werden. Ein Klärungsprozess der 
Wasserversorgung muss alpenweit und sektorenübergreifend 
stattfinden. Dazu ist heute noch keine Handlungsgrundlage 
vorhanden. 

Um die erneuerbare Energieproduktion der Schweiz auszu-
bauen und zukünftig aus der Atomkraft aussteigen zu kön-
nen, werden nebst Talsperrenerhöhungen, neue künstliche 
Speicher in Gletscherrückzugsgebieten geplant. So können 
zukünftige Engpässe in der Stromversorgung im Winter ver-
mieden werden. 15 ausgewählte Projekte am runden Tisch 
Wasserkraft zum Speicher- und Energieausbau zeigen auf, 
dass heute der Status Quo und die Einzelinteressen im Vor-
dergrund stehen. Diesen Umstand gilt es kritisch zu hinterfra-
gen. Eine lösungsorientierte Strategie wäre es neue Koexis-
tenz unterschiedlicher Nutzungen durch eine Profilierung des 
Alpenraumes zu definieren. Mit einem übergeordneten Bild 
des Alpenraums hätten der Naturschutz, die Wasserkraft, die 
Landwirtschaft und der Tourismus eine Handlungsgrundlage. 
Aus meiner Sicht ist dies relevant um den Nutzungskonflikten 
entgegenzuwirken. Eine solche Profilierung wird zurzeit von 
einem Team mit Günther Vogt untersucht. 

Das hoch umstrittene Projekt im Gletscherrückzugsgebiet 
Gorner schneidet im Vergleich mit den anderen 15 Projekten 
punkto Energiegewinnung und Winterspeicherung am bes-
ten ab und wird in seinen Umweltkriterien schlecht bewertet. 
Dieses Projekt hat mich aus verschiedenen Gründen ange-
sprochen und dazu geführt, es nicht nur aus der Sicht der 
Wasserkraft, sondern einen umfangreicheren Blick darauf zu 
werfen und es genauer zu analysieren. 

Das Mattertal war bereits früher eine Transitachse dank des 
Theodulpasses trotz der erheblichen Passhöhe. Vor und nach 
der sogenannten kleinen Eiszeit erlaubten wärmere Jahr-
hunderte, hochgelegene Pässe zu überwinden, den Acker-
bau höher zu betreiben und anders als heute im Gebirge zu 
leben. Das Gebiet ist seit Jahrhunderten geprägt vom Glet-
schervorstoss und -rückgang. Während der Vorstossphase in 
der ersten Hälfte des 19.Jahrhunderts mussten mehr als 44 
Bauten (Wohnhäuser, Ställe, Speicher) dem Gornergletscher 
weichen. Die Erschliessungs- und Besiedlungsgeschichte 
begann mit den Walsern, welche über Jahrhunderte hinweg 
autark lebten und von einer Land- und Forstwirtschaft ge-
prägt waren. Diese Periode wurde dank des infrastrukturellen 
Ausbaus durch eine andauernde Phase des ununterbroche-
nen touristischen Wachstums und Aufstieg zu einem Fremd-
verkehrszentrum abgelöst.

Das Gletscherrückzugsgebiet ist heute unberührt und stellt 
eine Grenze zur bestehenden Infrastruktur dar. Durch das 
Verschwinden der Gletscher verändert sich die hochalpine 
Landschaft. Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen 
als junge dynamische Lebensräume sind vom Werden und 
Vergehen gekennzeichnet. Prägende Elemente sind Wasser 
und Materialumlagerungen. Es entstehen ökologische Grenz-
standorte, die von seltenen und interessanten Pflanzen- und 
Tierarten besiedelt werden. In Gletschervor-feldern ist ein 
ganzes Spektrum an Entwicklungsstadien in einem räumli-
chen Nebeneinander anzutreffen.

Eine natürliche Verdichtung der Neuentwicklung der Ve-
getation von Gräser- und Pflanzengruppen kann nur ohne 
menschliche Eingriffe ablaufen. Diese Sukzession von Pio-
nier- zu Klimaxgesellschaften wird durch Erosion und Überflu-
tung immer wieder unterbrochen und an ihren Anfangspunkt 
zurückgeworfen.

Im Gornergebiet entstehen in den nächsten 80 Jahren neue 
glazial erodierten Hohlformen, welche mit Wasser aufgefüllt 
werden. Diese neue Seenlandschaft bietet viel ökologisches 
und touristisches Potenzial. Der Wandel der Landschaft als 
Konstante steht im Mittelpunkt. Das Gletscherrückzugsge-
biet als dynamische Zone ist als wissenschaftliches Feld von 
Bedeutung. Entscheidend ist heute darüber nachzudenken, 
wie mit dieser Veränderung umgegangen werden soll und wie 
ein nachhaltiger Tourismus im Gebiet um Zermatt aussehen 
könnte. Ich schlage einen Landschaftsgarten um die neu ent-
stehende Seenlandschaft vor. 

Es stellen sich für mich folgende wichtige Fragen. Wie lässt 
sich die Konstante des Wandels an diesem Ort vermitteln und 
wo bewegt sich der Mensch? Wo überlässt man die Natur 
sich selbst? Ich sehe an diesem Ort ein Wegsystem vom Ein-
gangstor Gornergrat, das von der Natur orchestriert wird. Der 
Gornergrat soll eine neue Beobachtungsstation erhalten und 
Übernachtungsmöglichkeiten für Gäste und Forschende in 
der bestehenden Infrastruktur bieten. Nebst dem Gast, nimmt 
die Wissenschaft eine wichtige Rolle ein, welche dieses 
Gletschervorfeld über verschiedene Zeitperioden untersuchen 
kann. Die ersten Gäste die eine lange Reise nach Zermatt 
auf sich nahmen waren Maler oder Wissenschaftler, die sich 
dieser Berglandschaft und den Gletschern gewidmet haben. 
Die Landschaftsveränderung sehe ich als grosse Chance. 
Wenn man der Landschaft mit Sorgfalt begegnet, soll auch 
der Mensch Teil von ihr sein. Der beste Schutz der Natur ist, 
wenn man sie punktuell braucht und sich mit ihr auseinander-
setzt.
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Die Alpen im Wandel
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Wasserhaushalt im alpinen Raum beeinflusst 
durch den Klimawandel

Der Wasserhaushalt in den Alpen verflüssigt sich auf-
grund der Temperaturzunahme. Niederschläge werden 
direkt abfliessen, ohne eine Zwischenspeicherung in 
Form von Schnee. Dadurch nimmt die Bedeutung der 
wichtigen Speichergrössen Schnee und Gletscher ab. 
Die Konsequenz daraus führt zu höheren Abflüssen im 
Winter und zu niederigeren im Sommer. Das Nieder-
schlagsdargebot wird sich jedoch nur unwesentlich 
verändern. In den Sommermonaten wird die verstärkte 
Trockenheit eine Herausforderung sein. Künstliche Seen 
als Abflussspeicher im Winterhalbjahr könnten auf diese 
Problematik reagieren. Mit der Klimaänderung erhalten 
Stauseen die Funktion einer Mehrfachnutzung in Form 
eines Service Public. Somit steigt der Druck auf die alpi-
ne Ressource Wasser. Mehrere Nutzergruppen möchten 
die Ressource beanspruchen. Sowohl die Wasser-
kraftproduktion, der Tourismus und die Landwirtschaft 
müssen auf diese klimatisch bedingten Veränderungen 
eingestellt sein.

«Das Wasser wird nur knapp, wenn man nichts tut» 
Rolf Weingartner

Weingartner, Die alpine Wasserlandschaft im Wandel, fest flüssig biotisch, 
2021
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Destabilisierung des Raumes

Der Anstieg der Nullgradgrenze durch die Temperaturer-
höhung hat weitreichende Folgen. Sie betrifft die Perma-
frostgebiete, die in den Alpen abhängig von der Exposi-
tion oberhalb von 2500 - 2700 m.ü.M liegen. Permafrost 
liegt unter der Auftauschicht und tritt nur dann auf, wenn 
die Temperaturen nicht über 0°C ansteigen. Die Stabilität 
des Felses wird durch den Permafrost gewährt. Bei stei-
gender Nullgradgrenze, welche den Permafrost erreicht, 
beginnt dieser zu tauen. Als Folge wird der Untergrund 
instabil und es können Steinschläge, Murgänge und 
Felsstürze ausgelöst werden. Dabei werden Geröll- und 
Schuttflächen freigelegt, was zu Geschiebetrieb in Bä-
chen und Flüssen führen kann. Durch den Klimawandel 
wird die Fragilität des Alpenraums offenbart.

Vergrauung der Landschaft

Die Alpen waren und sind identitätsstiftend für die 
Schweiz. Charakteristisch für Gebirgsregionen ist die 
natur- und kulturräumliche Vielfalt, was mit den alpinen 
Höhenstufen zusammenhängt. Je nach Höhenstufen 
ändert sich die Vegetation und Landnutzung. Durch 
das Verschwinden der Gletscher und der Abnahme der 
Schneedecke verändert sich die hochalpine Landschaft. 
Durch den Gletscherrückzug entstehen neue glazial 
erodierten Hohlformen, welche mit Wasser aufgefüllt 
werden. Diese neue Seenlandschaft bietet viel ökologi-
sches, landwirtschaftliches und touristisches Potenzial. 
 
„ Die Erhabenheit schwindet und zurück bleiben Grau-
töne.“
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noch rund 5 %. Da Gletscher oft Jahrzehnte benötigen, 
um sich an ein neues Klima anzupassen, lässt sich ein 
Teil des Gletscherschwunds auch bei konsequentem Kli-
maschutz nicht mehr verhindern, da das Gletschervolu-
men selbst für das heutige Klima immer noch «zu gross» 
ist (Zekollari et al. 2019).

Abb. 5-2: Veränderungen des Eisvolumens aller Alpengletscher bis 

zum Ende des Jahrhunderts

Dargestellt ist das verbleibende Eisvolumen der Gletscher in den 

Alpen (Mittelwert und Unsicherheitsbereich) unter den verschiedenen 

regionalen Klimaszenarien. Vor 2017 wurde mit beobachteten 

Klimadaten gerechnet. Ohne Klimaschutz werden bis 2100 95 % des 

heutigen Gletschervolumens abgeschmolzen sein.

Quelle: angepasst aus Zekollari et al. (2019)

Permafrost erwärmt sich – erhöhte Naturgefahren
Als Permafrost wird Untergrund bezeichnet, der ganzjäh-
rig Temperaturen von unter 0 °C aufweist. Er ist in den 
Alpen oberhalb von etwa 2500 m ü. M. weit verbreitet und 
befindet sich verborgen in eisreichen Schutthalden und 
Moränen, in Blockgletschern und steilen Felswänden mit 
eisgefüllten Poren und Klüften. Die Permafrost-Beobach-
tungen der vergangenen zwei Jahrzehnte in den Schweizer 
Alpen zeigen eine generelle Zunahme der Permafrosttem-
peraturen, eine Abnahme des Eisgehalts und eine Zunah-
me der Blockgletscherfliessgeschwindigkeiten (PERMOS 
2019). Aufgrund des vergleichsweise geringen Eisvolu-
mens (grob etwa ein Viertel des Gletschervolumens) trägt 
Schmelzwasser aus dem Permafrost in den Alpen weniger 
zum Gesamtabfluss bei. Hingegen kann die Erwärmung 

des Permafrosts weitreichende Folgen für Naturgefah-
ren und Lebensräume haben. Permafrostveränderungen 
beeinflussen die Stabilität von steilen Gebirgsflanken und 
Infrastruktur im Hochgebirge. Anzahl und Ausmass von 
Murgängen und Felsstürzen können zunehmen. 

Weitere Informationen und Referenzen zum Thema 
«Gletscher und Permafrost»
• Ayala A. et al. 2020: Glaciers. Hydro-CH2018 report.
• Nötzli J. und Phillips M. 2019: Mountain permafrost 

hydrology. Hydro-CH2018 report.
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Gletscherrückzugsgebiet im alpinen Raum

Gletscher haben die Funktion Niederschläge über Jah-
reszeiten, Jahre, gar Jahrzehnte bis Jahrhunderte zu 
speichern. Besonders tragen sie während heissen und 
trockenen Phasen im Sommer zum Abfluss alpiner Ge-
wässer bei. Gletscher brauchen oft Jahrzehnte um sich 
an ein Klima anzupassen, was bedeutet, dass sich der 
Gletscherschwund trotz Klimaschutz nicht mehr verhin-
dern lässt. Das Gletschervolumen am Ende der kleinen 
Eiszeit im Jahr 1850 umfasste 130 km3. 2010 waren 
noch 60 km3 und 2019 sogar nur noch 53km3 vorhan-
den. Heute nimmt das Volumen jährlich um etwa 2% ab. 
Ohne Klimaschutz werden die Gletscher der Alpen bis 
Ende des Jahrhunderts rund 95% ihres heutigen Volu-
men verlieren und mit Klimaschutz werden noch rund 
37% des Gletschervolumens erhalten bleiben. 

BAFU, Auswirkungen des Klimawandels auf die Schweizer Gewässer, 2021
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Neue potenzielle Seen im 21. Jahrhundert  
aufgrund des Gletscherrückgangs

Durch das Abschmelzen der Gletscher entstehen in den 
Alpen neue See, Bäche, und Auenlandschaften. Geschätzt 
werden bis zu 1000 Seen mit einer Fläche von 50 km2 und 
einem Volumen von 2 km3. Ob aus einer Übertiefung ein 
See entstehen kann, ist abhängig von verschiedenen Fak-
toren. Eine Schlucht als natürlicher Abfluss kann zum einen 
die Seebildung verhindern. Neben den natürlichen Abflüs-
sen können auch Sedimente die Seebildung begrenzen. 
Neu entgletscherter Gebiete können eine wichtige Rolle 
bei der Erzeugung der Wasserkraft, dem Management 
von Wasserressourcen und bei Naturgefahren überneh-
men. 

Geht man davon aus, dass die Beibehaltung des der-
zeitigen natürlichen Abflussregimes ein erstrebenswertes 
Ziel ist, so könnte das unter veränderten Klimabedingun-
gen im Frühjahr erwartete zusätzliche Wasser tatsäch-
lich zwischengespeichert und saisonal verlagert werden, 
um den Rückgang der sommerlichen Wassererträge zu 
kompensieren. In einem solchen Szenario würden die 
Stauseen einen Teil des hydrologischen Effekts erset-
zen, der derzeit von den Gletschern und der saisonalen 
Schneedecke bereitgestellt wird.

GSEducationalVersion

BAFU, Auswirkungen des Klimawandels auf die Schweizer Gewässer, 2021
Farinotti et. al, From dwelling ice to headwater lakes: Could dams replace 
glaciers in the european Alps?, 2016
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Profilierung des Alpenraumes 
Den Nutzungskonflikten entgegenwirken

Der Alpenraum verändert sich durch den Klimwandel 
und schafft mit neuen Seen ein grosses ökologisches, 
landschaftliches und touristisches Potenzial. Da sich der 
Druck auf die Ressource Wasser in der Schweiz zukünf-
tig verstärkt, gibt es eine Relevanz für ein Management 
der Wassernutzung. Durch den Klimawandel werden 
bestehende Nutzungskonflikte im Bereich Wasser ver-
stärkt. Aus diesem Grund muss in dieser Debatte, wel-
che heute stark durch Einzelinteressen geprägt ist, ein 
Umdenken stattfinden. Ein Klärungsprozess der Was-
serversorgung muss alpenweit und sektorenübergrei-
fend stattfinden. Nur so kann ein koordiniertes Handeln 
angestrebt werden. Heute ist jedoch noch keine solche 
Handlungsgrundlage vorhanden. Nebst der Problematik, 
dass aktuell nur sehr grobmaschig geplant wird, steht 
der Status Quo im Fokus bei der Planung im Bereich 
Wasser. Aufgrund des stark verändernden Wasserhaus-
halts bis Ende Jahrhundert ist es relevant, den Wandel 
des Alpenraums über die nächsten Jahrzehnte mitzu-
denken und in die Planung zu integrieren. Das heraus-
kristallisieren von Vorrangräumen im Alpenraum können 
als eine nachhaltige und zielorientierte Strategie gelesen 
werden. Durch das Etablieren neuer Koexistenzen unter-
schiedlicher Nutzungen durch Vorrangräume, kann ein 
übergeordnetes Bild erzeugt werden, wie sich der Alpen-
raum zukünftig entwickeln könnte. Wichtig dabei ist, 
dass in einem Vorrangraum mehrere Nutzungen neben-
einander existieren können. Die Raumprofile setzen sich 
aus Kooperationsräumen, Vorrangräume der Wasser-
kraft, des Tourismus, Naturschutzes, der Landwirtschaft 
und durch vernakuläre Räume zusammen. Diese alpine 
Raumprofilierung wird zur Zeit von der Professur Gün-
ther Vogt untersucht. 
Gespräch mit Thomas Kissling, März 2022
Weingartner R., Die Alpine Wasserlandschaft im Wandel, Fest Flüssig 
Biotisch, 2021

Kooperationsräume
vernakuläre Räume
Landwirtschaft
Wasserkraft

Naturschutz
Tourismus
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Ausbau der Wasserkraft Schweiz
Projekte vom runden Tisch Wasserkraft

Das Ziel der Energiestrategie 2050 ist es, den Energiever-
brauch zu senken, die Energieeffizienz zu erhöhen und die 
erneuerbaren Energien zu fördern und somit die Energie-
produktion durch Wasserkraft auszubauen. Die Energie-
strategie 2050 sieht vor, dass die jährliche Produktion der 
Wasserkraft von 36 450 Gigawattstunden um 1 600 Giga-
wattstunden erhöht wird. Geschehen soll dies einerseits 
mit dem Bau neuer Speicherseen und mit der Erhöhung 
bestehender Talsperren. In neuen Potenzialabschätzungen 
vom Bundesamt für Energie wird mit einem zusätzlichen 
Ausbau von bis zu 1380 GWh Strom pro Jahr durch neue 
Grosswasserkraftwerke gerechnet. Erneuerungen und 
Erweiterungen sollten bis zu 1530 GWh Strom zusätzlich 
erzeugen. Mit der Nutzung von Gletscherseen könnten 
weitere 700 GWh jährlich hinzukommen.

«Die Planungen und Studien muss man jetzt rasch vor-
antreiben, um in 10 bis 15 Jahren bereit zu sein» Anton 
Schleiss, ehemaliger Direktor des Labors für Wasserbau 
an der ETH Lausanne

Am Beispiel des runden Tisches kann aufgezeigt werden, 
dass eine übergeordnete Planung fehlt. Im Fokus der 
Wasserversorgung steht die Energieporduktion. Nebst der 
Wasserkraft sind weitere Nutzungsansprüche relevant, die 
oft in den Hintergründig gerückt werden. Diese 15 aus-
gewählten Projekte sind ein Beispiel dafür, dass aktuell 
Einzelfälle, sowie der Status Quo betrachtet werden. Durch 
eine Profilierung des Alpenraumes könnten Entscheidun-
gen schneller vorangetrieben werden, da ein Raumkonzept 
als Grundlage dienen würde. Weiter wird eine Koordination 
der unterschiedlichen Nutzungsansprüche erleichtert. 
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Ehrbar et al., Wasserkraftpotenzial in Gletscher rückzugsgebieten der 
Schweiz, 2019
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Mehrzweckspeicher Gorner,  
Projekt vom runden Tisch Wasserkraft

Das Mehrzweckbauprojekt Gornerli besteht aus dem 
Bau eines Staudamms in der Gornerschlucht oberhalb 
von Zermatt, um einen Mehrzweckstausee am Fuße des 
Gletschers zu schaffen. Durch den Rückzug des Glet-
schers bildet sich derzeit ein natürlicher See.

Das Projekt reagiert zum einen auf den Schutz von 
Naturgefahren wie Hochwasser, Brüche von Gletscher-
seen, Instabilitäten des Geländes und Tsunamis die 
durch proglaziale Seen entstehen können. Andererseits 
nimmt das Projekt bezug auf das Management der 
Wasserressourcen. Es wird eine Winterspeicherung 
von 650 GWh vorausgesagt, was einem Drittel von den 
2TWh Strom, die der Bund bis 2050 ausbauen möchte, 
entspricht. Die zusätzliche Winterspeicherung entspricht 
einem Verbrauch von 600 000 Haushalten. Der neue 
Stausee soll eine Versorgung von Trinkwasser und der 
Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen ermöglichen.  
 
Sichtbar würde eine Staumauer von 85m Höhe und 
einer Breite von 285m und unsichtbar eine unterirdische 
Pumpstation. Es sind keine weiteren Rohrleitungen oder 
andere Ausrüstungen erforderlich. Das Wasser wird in 
den Lac des Dix gepumpt und anschliessend in den be-
stehenden Anlagen der Grande Dixance turbiniert. Be-
reits heute wird das Wasser in den Anlagen der Grande 
Dixance gefasst und genutzt. 

Das Gesetz sieht für Projekte von nationaler Bedeutung 
eine Abwägung der Energie- und Umweltinteressen vor. 

Interner Bericht Alpiq, Le projet MZS Gornerli, 2022
Lehmann, Masterarbeit, 2019
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Mehrzweckspeicher Gorner
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Mehrzweckspeicher Gorner 
Projekt vom runden Tisch Wasserkraft

Die neue Wasserfassung sieht vor, dass das Wasser 
der Gornera (Gornerbach) direkt von der Talsperre in 
den Siphon du Gorner gepumpt wird. Es wird lediglich 
die benötigte Restwassermenge das bestehende Ge-
rinne abfliessen. Heute werden dem Ausgleichsbecken 
Zmutt  jährlich 36 Mio m3 Wasser entnommen und dem 
Kraftwerk Mutt zugeführt, davon stammen 75% aus 
der Gornera. Dieses Volumen kann nach der Stilllegung 
der Wasserfassung Gornera nicht mehr gewährleistet 
werden. Bis ins Jahr 2030 wird gemäss den Modellrech-
nungen erwartet, dass die Jahresabflussmengen auf-
grund der Gletscherschmelze um 7% zunehmen werden 
im Vergleich zu 2010. Nach diesem Zeitpunkt wird ein 
steter Rückgang erwartet aufgrund des fehlenden Eis-
schmelzwassers. An der felsigen Engstelle der Gornera 
wird ein Kerbtal durch steile Flanken aufgespannt. Das 
Stauziel der Talsperre liegt bei 2250 m.ü.M. Für Kerb-
täler eignen sich grundsätzlich sowohl Bogen- als auch 
Gewichtsmauern.  Von der Seite Alpiq konnte zum 
aktuellen Stand nichts publiziert werden, jedoch liegt die 
Tendenz bei einer Bogenmauer. Bisherige Masterarbei-
ten der ETH zeigen beide möglichen Szenarien auf. 

GSEducationalVersion

GSEducationalVersion

Weber, Masterarbeit, Departement für Wasserbau, 2019
Lehmann, Masterarbeit Departement fürr Wasserbau, 2020
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Ausbau Wasserkraft 
Konflikt/Akzeptanz

Akteure
Umweltschützer: Stiftung für Landschaftsschutz
Produzent erneuerbarer Energien: Axpo
Politik: Bundesrat
Vertreter der Kantone

Es wäre ein Tabubruch, wenn in eines der letzten 
unberührten Gletschergebiete der Schweize einge-
griffen wird. Wie lange sind die Gletscher am Gorner 
noch vorhanden? Wie sieht die Lage aus wenn ein 
zukünftiges Szenario betrachtet wird?
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.
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«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE

NZZ, Die Landschaftsschützer scheren aus, Dezember 2011



18

Mittwoch, 12. Januar 2022 7Schweiz

ANZEIGE

Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).

KMU stärken.
Arbeitsplätze sichern.

Thierry Burkart
Ständerat FDP

JA 13. Februar

Änderung Stempelabgaben-Gesetz
stempelabgabengesetz.ch
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Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).

KMU stärken.
Arbeitsplätze sichern.

Thierry Burkart
Ständerat FDP

JA 13. Februar

Änderung Stempelabgaben-Gesetz
stempelabgabengesetz.ch

Mittwoch, 12. Januar 2022 7Schweiz

ANZEIGE

Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).

KMU stärken.
Arbeitsplätze sichern.
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Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).

KMU stärken.
Arbeitsplätze sichern.

Thierry Burkart
Ständerat FDP
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Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).

KMU stärken.
Arbeitsplätze sichern.

Thierry Burkart
Ständerat FDP

JA 13. Februar

Änderung Stempelabgaben-Gesetz
stempelabgabengesetz.ch

Mittwoch, 12. Januar 2022 7Schweiz

ANZEIGE

Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.
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«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).
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Winterstrom für 600 000 Haushalte
Landschaftsschützer wollen das Projekt eines neuen Stausees am Gornergletscher verhindern

DAVID VONPLON

Der Gornergrat gehört zu den meist-
besuchten Orten der Tourismusregion
Zermatt. Von der Aussichtsplattform
auf 3089 Metern über Meer eröff-
net sich den Besuchern ein einmaliger
Blick auf dasMatterhorn und die umlie-
genden Berge und Schneefelder. Schon
bald allerdings könnte denTouristen der
Ausläufer eines neuen Stausees inmit-
ten der noch unberührten Gletscher-
landschaft ins Auge stechen.

Denn inder engenSchlucht,die durch
das Schmelzen des Gornergletschers
freigelegtwurde,soll eine künstlicheTal-
sperre errichtet werden – und das Was-
ser gespeichert werden, das aus dem 11
Kilometer langen Gletscher fliesst. So
sehen die Pläne der Gemeinde Zermatt
und des Kraftwerkbetreibers Grande
Dixence aus.85Meter hoch soll die Stau-
mauer sein und oben 285 Meter lang.

Einmalig günstige Lage

Einer der Baumeister des Projekts ist
Amédée Murisier, Leiter der Wasser-
kraftproduktion bei Alpiq, der Haupt-
aktionärin von Grande Dixence. Er ge-
rät ins Schwärmen angesichts des enor-
men Potenzials des Bauvorhabens: «Ge-
messen am Eingriff in die Biodiversität
und Landschaft lässt sich hier so viel
Winterstrom speichern wie sonst nir-
gends in den Schweizer Alpen. Das
macht dieses Projekt einmalig.»

150 Millionen Kubikmeter Wasser
beträgt das Fassungsvermögen des ge-
planten Speichersees. Es ist damit fast
doppelt so gross wie bei der geplanten
Talsperre unterhalb des Triftgletschers
im Grimselgebiet, dem momentan ein-
zigen konkreten Bauvorhaben für einen
neuen Stausee in der Schweiz.DasWas-
serkraftprojekt am «Gornerli» würde
damit punkto Kapazität schweizweit in
der obersten Kategorie mitspielen.

Von Zermatt aus würde das gespei-
cherte Wasser aus dem neuen Stausee in
dasweitverzweigteSystemderKraftwerk-
anlage von Grande Dixence gepumpt.
Dieses verbindet bereits heute verschie-
deneStauseen,PumpstationenundKraft-
werkzentralen in den Alpen. «Mit Aus-
nahme der Sperre und einer Pumpstation
wären damit keine zusätzlichen Bauten
fürdenneuenStauseenötig,keineDruck-
leitungen,keineZentralenundauchkeine
Masten», sagtMurisier.Auf etwa 250Mil-
lionenFrankenveranschlagt erdieKosten
desProjekts,auchwennnochkeinedetail-
lierte Kostenschätzung vorliegt.

Trotz den vergleichsweise modera-
ten Investitionen würde die Schaffung
dieser zusätzlichen «Badewanne», wie
Murisier den Speichersee nennt, einen
wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass
auch in Zukunft genug Strom vorhan-
den ist. Dank dem neuen Stausee könn-

ten 150 000 Haushalte ein Jahr lang mit
Strom versorgt werden. Weil der «Gor-
nerli»-Speichersee aber in erster Linie für
die Energieproduktion imWinter gedacht
ist, reicht die Kapazität in den drei kalten
Monaten für nicht weniger als 600 000
Haushalte. «Von dieser Umlagerung von
Sommer- inWinterstromwürde die ganze
Schweiz profitieren», sagt Murisier.

Bau innert drei Jahren möglich

Der Stausee würde indes nicht nur der
Energiegewinnung dienen. «Es geht
uns ebenso um eine nachhaltige Was-
serbewirtschaftung in der Region», sagt
Romy Biner-Hauser, die Gemeindepräsi-
dentin von Zermatt. «Dank dem Spei-
chersee können wir die Trinkwasserver-
sorgung der umliegenden Region länger-
fristig sicherstellen und im Sommer die
landwirtschaftlichenFlächenbewässern.»

Hinzu kommt, dass der «Mehrzweck-
Speicher» Zermatt und den anderen Ge-
meinden des Mattertals einen höheren
Schutz vor Hochwassern bieten würde;
eine Gefahr, die im Zuge des Klima-
wandels immer grösser wird. «Es wird
in den nächsten Jahren deutlich mehr
Schmelzwasser den Berg hinunterflies-
senundauchmehrStarkniederschlägege-
ben»,sagt derAlpiq-MannMurisier.«Der
Staudamm hält diesesWasser zurück.»

In einer Studie konnten die Projekt-
verantwortlichen bereits die technische

Machbarkeit des Projekts nachweisen.
Noch fehlt allerdings ein fixer Zeitplan.
Trotzdem geht Murisier davon aus, dass
sich das Vorhaben vergleichsweise rasch
realisieren liesse.Der Bau der Sperre und
der kleinen Pumpstation würde lediglich
drei Jahre in Anspruch nehmen. Laufe
alles nach Plan, könnte das Projekt bis
spätestens 2030 realisiert werden.

Die grosse Unbekannte sind jedoch
die Bewilligungsverfahren. Derzeit ste-
cken diverse Energieprojekte in der
Schweiz in jahrelangen Rechtshändeln
fest. Um die Erhöhung der Staumauer
an der Grimsel etwa wird seit zwanzig
Jahren gestritten, rekurriert und prozes-
siert, ohne dass die Sache bisher defini-
tiv entschieden worden wäre. Ebenso
gelang es einzelnen Umweltorganisa-
tionen, das Speichersee-Projekt imTrift-
gebiet mit Einsprachen zu blockieren.

Mit der Stiftung fürLandschaftsschutz
(SLS) hat bereits eine einflussreicheUm-
weltorganisation Widerstand gegen das
Gornerli-Projekt angemeldet. Der SLS-
Geschäftsführer Raimund Rodewald
sagt: «Mit dem Speichersee-Projekt am
Gornergletscher würde in eines der letz-
ten unberührten Gletschergebiete des
Alpenbogens eingegriffen.» In der hun-
dertjährigen Schutzpolitik der Schweiz
stelle dies einen «Tabubruch» dar.

Der Gornergletscher sei als Teil des
Bundesinventars der Landschaften und
Naturdenkmäler geschützt. Zur Beurtei-

lung von Eingriffen in Naturlandschaften
habe sichdasBundesgerichtbisher aufdie
beidenKriterienErsteingriff undEinseh-
barkeit gestützt. «Ein Speichersee wäre
ein Ersteingriff und in hohemMasse ein-
sehbar», so Rodewald. Das könne man
nicht zulassen. Sonst würde man gegen
die eigenen statuarischen Ziele handeln
und die Glaubwürdigkeit der Stiftung als
Ganzes infrage stellen.

Rodewaldbetont,dassderGornerglet-
scher von der berühmten Monte-Rosa-
HüttewieauchvomGornergrat einsehbar
sei.Mit demBau des Stausees würde des-
halb auch«ein internationalerTourismus-
magnet» schwerwiegend beeinträchtigt.

Sommaruga soll es richten

DieProjektverantwortlichendesGorner-
Projekts hoffen,mit angemessenenKom-
pensationsmassnahmen zum Schutz der
Biodiversität und der Landschaft eine
Kompromisslösung mit den Umwelt-
organisationen zu finden. «Unsere Türe
fürGespräche ist offen»,betontMurisier.

Zugleich zählen sie auf dieUnterstüt-
zung von Energieministerin Simonetta
Sommaruga. An einem von ihr einbe-
rufenen runden Tisch zur Wasserkraft
wurde das Gorner-Projekt als prioritär
eingestuft für die Stromversorgungs-
sicherheit des Landes. «Auch wenn die
Erklärung des rundenTisches nicht ver-
bindlich ist,erhaltenwir damit eine grös-

sere Planungssicherheit», sagt Murisier.
Hinter dieErklärung stellten sichVertre-
ter derKantone,der Stromwirtschaft so-
wie von Umwelt- und Naturschutzorga-
nisationen und des Fischerei-Verbands.
Gegenwind kam einzig von der SLS.

Auf Initiative der SP-Bundesrätin
soll künftig überdies ein konzentrier-
tes Genehmigungsverfahren zum Zug
kommen. Damit könnten etwa der Nut-
zungsplan, die Baubewilligungen und
andere nötige Entscheide wie Wasser-
rechtskonzessionen in einem Schritt er-
teilt werden. Die Gegner hätten damit
nur einmal die Möglichkeit, das Projekt
im Kanton und allenfalls vor Bundes-
gericht anzufechten. «Wir rechnen da-
mit, dass unser Projekt dank der geplan-
ten Straffung der Verfahren schneller
realisiert werden kann», sagt Murisier.

Die Zermatter Gemeindepräsiden-
tin Romy Biner-Hauser rät den Kriti-
kern des Projekts derweil, dorthin zu
kommen,wo der Stausee gebaut werden
soll. «Sie werden sehen, dass von einem
Verbauen einer intakten Gletscher-
landschaft oder von einem Kaputtma-
chen keine Rede sein kann.» Denn von
der Talenge, wo die Staumauer errichtet
werden solle, habe sich die Gletscher-
zunge längst weit zurückgezogen. Auch
bleibe der Staudamm vor den Blicken
der meisten Touristen geschützt, weil er
in das enge Tal hineingebaut werde.

Dass sich die Gemeinde aus kommer-
ziellen Gründen für das Energieprojekt
starkmacht, wie dies vereinzelt zu hören
ist, stellt Biner-Hauser in Abrede. «Das
Geld ist nicht unsereMotivation»,sagt sie.
Wie gross die möglichen Entschädigun-
gen seien,welche die Gemeinde Zermatt
durch die saisonale Speicherproduktion
erhalten würde, wisse sie nicht einmal.

Wichtiger sei,dass der Staudammdazu
beitrage, die Herausforderungen in der
Energieversorgung zu verbessern.Wenn
dank dem Projekt kurz- bis mittelfristig
so viel Winterstrom zur Verfügung ge-
stellt werden könne, sei es unerlässlich,
dassmanes überprüfeundauch realisiere.

Die Talsperre soll in einer Schlucht gebaut werden, die durch das Schmelzen des Gornergletschers freigelegt wurde. VISUALISIERUNG ALPIQ

EU empfiehlt Jungforschern den Umzug in die EU
Wissenschafter von Schweizer Hochschulen gehen bei der Verteilung von Horizon-Geldern leer aus – der Bund springt ein

CHRISTOPH G. SCHMUTZ, BRÜSSEL

Der von derEU-Kommission gegründete
Europäische Forschungsrat (ERC) hat
erstmalsGeldausdemneuenForschungs-
rahmenprogramm Horizon Europe aus-
geschüttet – und die Anwärter aus der
Schweiz gehen dabei leer aus. Das steht
in einerMitteilung des ERC vonMontag.

Wegen des Abbruchs der Verhand-
lungen über ein institutionelles Rah-
menabkommen durch den Bundesrat
Ende Mai 2021 hat die EU ihr neun-
tes Forschungsrahmenprogramm ohne
die Schweiz begonnen. Für eine Asso-
ziierung müssten Bern und Brüssel ein
Abkommen unterzeichnen.Die entspre-
chendenVerhandlungen wurden jedoch
noch nicht einmal begonnen, Sondie-
rungsgespräche ergebnislos beendet.

Die Kommission hat auch keinerlei
Absicht, daran etwas zu ändern, solange
die offenen Fragen im Zusammenhang

mit dem Streit um das gescheiterte Rah-
menabkommennicht gelöst sind.Auchdie
Freigabe der Kohäsionsmilliarde durch
das Schweizer Parlament hat daran nichts
geändert. Die in der Schweiz ansässigen
Gastgeberinstitutionen seiennicht förder-
fähig,heisst es in derMitteilung des ERC.

DasNachsehenhabennun28Forsche-
rinnen und Forscher aus der Schweiz, die
erfolgreich an der entsprechenden Aus-
schreibung des ERC teilgenommen
haben. Unter ihnen sind elf Kandidaten
von der ETHZürich,die zusammen rund
17 Millionen Franken erhalten hätten.
Darauswirdnunnichts.DerERCschreibt
allerdings, dass die Wissenschafter ihr
Geld für dieseAusschreibung doch noch
erhaltenkönnten,wenn siemit ihremPro-
jekt an eineEU-Institutionwechselnwür-
den. Das hört man in der Schweiz selbst-
verständlich gar nicht gerne.

Das Staatssekretariat für Bildung,For-
schung und Innovation (SBFI) bejubelte

auf Twitter den Erfolg der Schweizer
Nachwuchsforscher, nur um sogleich auf
das neue Übergangsregime zu verwei-
sen. Dieses sieht vor, dass die Eidgenos-
senschaft in die Lücke springt und die er-
folgreichen Projekte finanziert. Das be-
stätigt auch die ETH in einer Mitteilung.

«Wir sind dem SBFI sehr dankbar,
dass es so unbürokratisch einspringt und
dieForschendenhier in der Schweiz nicht
auf dieMittel verzichten müssen, die der
ERC ihnen zurVerfügung stellenwürde»,
lässt sich Detlef Günther, Vizepräsident
für Forschung an der ETH Zürich, in
einerMitteilung zitieren.Das sei in dieser
schwierigenSituation eineErleichterung
undhelfe derETHdabei,die talentierten
Forschenden in der Schweiz zu halten.

Künftig aber würden Forschungsan-
träge aus der Schweiz nicht mehr vom
ERC-Forschungsrat evaluiert, teilt Gün-
ther mit. Er befürchtet, dass das Wis-
senschafter abschreckt, in die Schweiz

zu kommen. Deshalb müsse es obers-
tes Ziel sein, dass der Forschungsplatz
Schweiz schnell wieder voll bei der euro-
päischen Forschungsförderung assozi-
iert werde, so Günther.

Dass dieAngst nicht völlig unbegrün-
det ist, zeigt das Beispiel desMathemati-
kers und ETH-Professors Pierrick Bous-
seau. Er gehört zu den Gewinnern eines
dieser ERC Starting Grants. Mit dem
Geld will er «mathematischeVermutun-
gen aus der theoretischen Physik erfor-
schen»,wie dieETHschreibt.Dochdafür
wechselt er vonderETHansLaboratoire
deMathématiques d’Orsay inFrankreich.

DerERCverfügt über einBudget von
16 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis
2027 im Rahmen von Horizon Europe.
In derAusschreibung ist die Schweiz mit
Italien mit je 28 Zuschüssen die fünft-
erfolgreichste Nation, hinter Deutsch-
land (72), Frankreich (53), Grossbritan-
nien (46) und den Niederlanden (44).
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Ausbau Wasserkraft 
Konflikt/Akzeptanz

Akteure:
Umweltschützer: Stiftung für Landschaftsschutz,  
Raimund Rodewald
Naturschutzorganisationen 
Verbände
Stromproduzent: Alpiq, Amédée Murisier
Politik: Bundesrat
Vertreter der Kantone

Wieso diskutiert man heute über einen Einzelfall und 
aus nur einer einzigen Perspektive, wenn eine ge-
samthafte Betrachtung des Alpenraumes und seinen 
vielfältigen Gegebenheiten und Potenzialen als Aus-
gangslage für eine Entscheidungsgrundlage ausge-
arbeitet werden müsste? 

NZZ, Winterstrom für 600 000 Haushalte, Januar 2022
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Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE

Mittwoch, 15. Dezember 2021 7Schweiz

Impf-Soldaten sind «extrem motiviert» –
warum rufen nur Romands nach ihnen?
Seit dieser Woche hilft die Armee bei der Booster-Kampagne – zum Beispiel im Impfzentrum Delsberg

ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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ANTONIO FUMAGALLI, DELSBERG

«Mussten Sie nach den ersten beiden
Dosen einen Arzt aufsuchen?» – «Hat-
ten Sie Fieber oderMuskelschmerzen?»
Und zuletzt die Frage, die zwar obligat
ist, hier – im Impfzentrum im jurassi-
schen Delsberg – aber reichlich absurd
wirkt:«SindSie bereit,sich impfen zu las-
sen?» Die 60-jährige Frau beantwortet
die ersten beiden Fragen mit Nein und
die drittemit Ja,krempelt ihren Pullover
hoch und lässt sich die Spritze mit dem
Impfstoff gegen Covid-19 setzen.

Es ist einProzedere,wie es täglich tau-
sendfach vorkommt. Die Booster-Kam-
pagne ist,obwohl im internationalenVer-
gleich spät gestartet, in vollem Gang. In
den meisten Kantonen ist mittlerweile
die gesamte erwachsene Bevölkerung
zur Auffrischimpfung zugelassen, sofern
die zweite Dosis mehr als sechs Monate
zurückliegt. Und doch ist die festgehal-
tene Szene in Delsberg speziell: Unter
der Schutzkleidung des medizinischen
Fachmanns versteckt sich einTarnanzug.

Der Jura war der erste Kanton, der
für die Booster-Kampagne die Hilfe des
Militärs anforderte.Wenig später kamen
Neuenburg, Wallis und Freiburg hinzu.
Am 7. Dezember bewilligte der Bun-
desrat den Assistenzdienst mit maxi-
mal 2500 Armeeangehörigen, den drit-
ten seit Beginn der Corona-Pandemie.

Ein eher kleines Armeeaufgebot

Danach ging es schnell, wie die Vertre-
ter der jurassischen Regierung anerken-
nend erwähnen. Zwei Tage später wur-
den die Details skizziert, sechs Tage spä-
ter waren die Soldaten im Einsatz. Dank
ihnenkonnte sogar einneues,drittes Impf-
zentrum eröffnet werden, das sich aus-
schliesslich denAuffrischimpfungen wid-
met. Was nach viel militärischer Man-
power klingt, ist in Tat undWahrheit ein
verhältnismässig kleines Armeeaufge-
bot. Lediglich sechs Soldaten unterstüt-
zen inDelsberg derzeit die zivilenBehör-
den.Gemäss demGesundheitsvorsteher
Jacques Gerber ist es aber genau diese
Anzahl Personen,die seinemKanton für
eine effizienteBooster-Kampagne fehlte.

Noch vor zwei Wochen sagte er auf
Anfrage,er benötige «zwölf bis fünfzehn
Personen,die Spritzen setzen können» –
nun ist es nicht einmal die Hälfte. Hat
dieArmee seinenWunschzettel als über-
trieben taxiert? «Keinesfalls», beteuert
Gerber, «wir haben in der Zwischenzeit
unsere Planung nochmals verfeinert.

Zudem haben sich ein paar zusätzliche
medizinische Fachpersonen auf einen
Aufruf gemeldet.» Weitere 22 Soldaten
sollen ab der kommendenWoche in den
jurassischenSpitälern eingesetztwerden,
in denen die Situation «weiterhin sehr
angespannt» sei, wenn auch jüngst mit
einer «Tendenz zur Stabilisierung».

Die «Impfsoldaten» im Jura gehören
einer Durchdienereinheit der Sanitäts-
truppen an, die sonst in Airolo statio-
niert ist. Der Assistenzdienst sei ein mili-
tärischer Befehl, der notfalls auch durch-
gesetzt werden könne,sagt derDivisionär
Yvon Langel, der dieTerritorialdivision 1
führtund fürdieUnterstützungder zivilen
Behörden in ausserordentlichen Lagen
verantwortlich ist. In der Realität laufe es
aber anders ab. Die Soldaten seien alle
«extrem motiviert», und es sei in der an-
dauerndenKrise noch nie vorgekommen,
dass sich einer geweigert habe.

Der Einblick ins Impfzentrum Dels-
berg scheint diese Aussage zu stützen.
Mit penibler Sorgfalt füllen zwei Solda-
ten in einem Hinterzimmer den Impf-
stoff in die Spritzen. Sie lassen sich an

diesemDienstag auchnicht vonder gros-
senMedienpräsenz beeindrucken (sogar
die internationale Nachrichtenagentur
AgenceFrance-Pressewollte sichdieBe-
gehung nicht entgehen lassen). Die vier
weiteren Soldaten sind an der Front im
Einsatz. Sie bitten die Impfwilligen in
die Kabine, stellen ihnen die Standard-
fragen, setzen die Spritze und begleiten
sie danach zumAufenthaltsraum,wo sie
eine Viertelstunde warten müssen.

«Untätigkeit ist fragwürdig»

Glory Matabura ist einer von ihnen. Er
habe keine Sekunde gezögert, den Auf-
trag anzunehmen, sagt der 22-jährige
Sanitätssoldat, der im zivilen Leben als
Sozialarbeiter tätig ist.«Ich habe dasGe-
fühl,wirklich nützlich zu sein – dasmacht
Freude»,sagt er.Was als zusätzlicheMoti-
vationsspritze dient: Matabura stammt
aus dem Berner Jura,womit dieAn- und
Rückreise amWochenende deutlich kür-
zer ist als nach und vonAirolo.

84 Soldaten sind derzeit im Rahmen
desAssistenzdienstes im Einsatz. In den

kommenden Wochen dürften es noch
einige mehr werden, aber noch immer
haben ausschliesslich Westschweizer
Kantone die Armee um Unterstützung
gebeten. Wie ist das zu erklären, zu-
mal die epidemische Lage in gewissen
DeutschschweizerKantonenmindestens
so angespannt ist? Haben die Romands
knappere Ressourcen im Gesundheits-
bereich, rufen sie grundsätzlich schnel-
ler nach staatlicher Unterstützung, oder
haben sie einfachdenErnst derLage frü-
her erkannt?

Der jurassische Gesundheitsvorste-
her Gerber zuckt mit den Schultern.
Er könne sich darauf keinen Reim ma-
chen, sagt er. Er könne aber garantie-
ren, dass sein Kanton alle eigenen Res-
sourcenausgeschöpft habe.Statt über die
Gründe zu spekulieren, wolle er lieber
mit einer Gegenfrage antworten: «Soll-
ten nicht auch Deutschschweizer Kan-
tone die Hilfe der Armee beantragen?
DieUntätigkeit von gewissenKantonen,
wie wir es in heiklen Momenten dieser
Pandemie mehrfach erlebt haben, ist
durchaus fragwürdig», so Gerber.

Die Landschaftsschützer scheren aus
Nicht alle Teilnehmer von Sommarugas rundem Tisch tragen Kompromiss zu Wasserkraftprojekten mit

DAVID VONPLON

Für den Bündner Regierungsrat Mario
Cavigelli, den Präsidenten der Konferenz
kantonaler Energiedirektoren (ENDK),
war es «ein recht bedeutender Moment».
Von einem «grossen Schritt» sprachen
Axpo-Chef Christoph Brand und Pro-
Natura-Präsidentin Ursula Schneider
Schüttel. In einer gemeinsamen Erklä-
rung hatten sich Umweltschützer, Kan-
tone sowie Energieversorger am Mon-
tag an einem runden Tisch auf fünfzehn
Wasserkraftprojekte geeinigt, die zum
einen eine möglichst ergiebige Strompro-
duktion imWinter versprechen und zum
anderendie geringstenAuswirkungen auf
Biodiversität und Landschaft haben.

Werden alle diese Kraftwerke gebaut,
könnten bis 2040 zusätzlich zwei Tera-
wattstunden Strom erzeugt werden. Da-
mit würde das Ziel des Bundesrates er-
füllt. Die drohende Stromlücke im Win-
ter, die durch denWegfall der Kernkraft-
werke entsteht,wäre damit wohl gedeckt.

Was allerdings in keinem Communi-
qué erwähnt wurde: Nicht alle dreizehn

Teilnehmendendes rundenTisches stehen
hinter der Erklärung, für die SP-Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga so vielÜber-
zeugungsarbeit geleistet hat.DieRolleder
Spielverderberin übernimmt mit der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SLS)
ausgerechnet eine Organisation, der mit
KurtFluri (fdp.) einbürgerlicherPolitiker
vorsteht.Und dazu einer, der bis vor kur-
zem selber imVerwaltungsrat eines Ener-
gieversorgers sass.

Kraftwerk am Gorner

«Wir konnten die Erklärung nicht unter-
zeichnen», sagt SLS-Direktor Raimund
Rodewald. Der Grund dafür: Auf der
Liste der fünfzehn ausgewählten Pro-
jekte befindet sich ein Kraftwerk unter-
halb des Gornergletschers imWallis. Mit
einer Winterproduktion von 650 Giga-
wattstunden handelt es sich um das ergie-
bigste Speichersee-Projekt auf der Liste.
Doch wäre die Realisierung laut Rode-
wald «ein Tabubruch». «Damit würde in
eines der zwei letzten unberührten Glet-
schergebiete der Schweiz eingegriffen.»

Laut Rodewald würde die SLS nicht
nur gegen die eigenen statuarischen
Ziele handeln, wenn sie dem Projekt
grünes Licht gibt. Auch würde sie da-
mit die Glaubwürdigkeit der Stiftung
als Ganzes infrage stellen. «Wir kön-
nen nicht länger im Unterland Einspra-
chen in Bauzonen einreichen, wenn wir
es gleichzeitig zulassen, dass in den Ber-
gen riesige Schutzzonen unter Wasser
gesetzt werden.»

Im Gegensatz zur SLS unterzeich-
neten die Umweltverbände Pro Natura
und WWF die Erklärung, obwohl auch
sie Vorbehalte gegenüber dem Gorner-
Projekt haben. «Uns erscheint eine Rea-
lisierung jedoch nicht von vorneherein
als unmöglich», sagtWWF-ChefThomas
Vellacott. Es komme auf die Details des
Projekts an – auf die Einhaltung gelten-
derGesetze und dieAusgleichsmassnah-
men zum Schutz der Natur.

Als Zugeständnis an die Umweltver-
bände wird im Schlussprotokoll als Al-
ternative zum Gorner-Projekt eine Er-
höhung der Staumauer am Lac de Dix
genannt. Diese hätte deutlich geringere

Auswirkungen.Da dort allerdings weni-
ger Strom produziert werden könnte,
müssten weitere Kraftwerksprojekte
realisiert werden. In der Erklärung wird
daher festgehalten, dass vertiefte Ab-
wägungen zwischen den beiden Projek-
ten nötig seien.

Bedauern bei übrigen Beteiligten

Nicht zuletzt auch wegen dieses Ent-
gegenkommens gegenüber denUmwelt-
verbänden kommt das Ausscheren der
SLS bei den anderen Teilnehmern des
runden Tisches schlecht an. «Wir hätten
eine einstimmige Erklärung begrüsst»,
sagt Axpo-Chef Christoph Brand auf
Anfrage.Von allen Beteiligten sei Kom-
promissbereitschaft erforderlich, um die
Projekte ins Ziel zu bringen. ENDK-
Präsident Mario Cavigelli betont, dass
alle Teilnehmer am runden Tisch Zuge-
ständnisse machen mussten. «Es wäre
deshalb wünschenswert gewesen, wenn
auch die Stiftung Landschaftsschutz die
Erklärung unterzeichnet hätte.» Dass
dies nicht geschehen sei, bedauere man.

Anwaltslobby
kann sich nicht
durchsetzen
Der Ständerat berät die Reform
der Strafprozessordnung

FABIAN SCHÄFER

Normalerweise stehen sich Strafvertei-
diger und Staatsanwälte vor Gericht
gegenüber.Zurzeit kreuzen sie die Klin-
gen jedoch auch auf politischem Par-
kett. Das Parlament arbeitet an der ers-
ten grösseren Reform der Strafprozess-
ordnung (StPO), in der die Spielregeln
für Strafverfahren festgelegt sind. Im
Hintergrund vertreten dieVerbände der
Strafverfolger und der Rechtsanwälte
ihre divergierenden Interessen in der
branchenüblichen Schärfe.

Am Dienstag hat der Ständerat eine
mehrstündigeDiskussionüber die StPO-
Reform geführt. Bei zwei besonders
umstrittenen Punkten hat jeweils eine
Mehrheit im Sinne der Staatsanwälte
entschieden und Wünsche der Rechts-
anwälte abgewiesen. Im Zentrum ste-
hen die «Teilnahmerechte», die definie-
ren, wann ein Beschuldigter und dessen
Anwalt bei der Einvernahme eines Zeu-
gen oder eines mutmasslichen Mittäters
dabei sein und Fragen stellen können.

Heute gehen die Teilnahmerechte so
weit, dass sich Strafverfolger seit Jahren
darüber beklagen, sie könnten teilweise
nicht mehr vernünftig arbeiten. Vor
allem bei Bandenkriminalität sehen sie
sich vor dem Problem,dass Beschuldigte
ihreAussagen untereinander abstimmen
können, wenn sie von Beginn weg bei
allen Einvernahmen dabei sein dürfen.

Erste Befragung entscheidend

Der Ständerat will dies ändern. Er hat
einen Kompromiss gutgeheissen, der ur-
sprünglich von einer paritätisch zusam-
mengesetztenExpertengruppe erarbeitet
worden war. Künftig könnte der Staats-
anwalt einen Beschuldigten so lange von
Einvernahmen anderer Involvierter aus-
schliessen,bis er ihneinerstesMal vertieft
befragt hat. Befragungen im Haftverfah-
ren sollen dabei keine Rolle spielen, weil
sie in der Regel nicht ins Detail gehen.

Der Anwaltsverband hatte mit einem
kurzfristig eingebrachten Vorschlag ver-
sucht, den Kompromiss zu seinen Guns-
ten umzudeuten: Mit zeitlichen Fristen
wollte er verhindern, dass die Staats-
anwälte die erste vertiefte Einvernahme
eines Beschuldigten verzögern können,
um in der Zwischenzeit andere Betei-
ligte einzeln zu befragen. Diesen Zusatz
hat der Ständerat mit 26 zu 17 Stimmen
abgelehnt. Die Mehrheit erachtete ihn
als kaum umsetzbar. Zudem hiess es, die
Anwälte könnten sich zur Wehr setzen,
wenn ihrMandant aus ihrer Sicht unnötig
lange inHaft bleibenmüsste.Auch Justiz-
ministerinKarinKeller-Sutter sprach sich
gegen denVorschlag derAnwälte aus.Sie
hielt fest, dass unklar wäre,was passierte,
wenn die Fristen nicht eingehalten wür-
den. Das letzte Wort ist aber noch nicht
gesprochen. Nun ist wieder der Natio-
nalrat am Zug, der ein grosses Ohr für
die Rechtsanwälte hat. Im Juni hatte er
beschlossen, trotz der Kritik der Staats-
anwälte am Status quo festzuhalten.

Keine höheren Honorare

Ein zweiter Punkt hingegen ist erledigt:
Entgegen den Bemühungen des An-
waltsverbands werden Strafverteidiger
für amtliche Mandate keine höheren
Honorare erhalten. Sowohl imNational-
als auch im Ständerat war der Ablauf
derselbe: Nachdem sich die Anwalts-
lobby in der Rechtskommission deutlich
durchgesetzt hatte, ist sie hier wie dort
im Plenum gescheitert. Der Entscheid
im Ständerat fiel mit 24 zu 16 Stimmen.

Bei einem weiteren Thema tritt der
Ständerat auf die Bremse: Er lehnte es
ab,dasKonzept der «restaurativen Justiz»
in die StPO einzubauen. Dieser Ansatz
zielt auf ein Mediationsverfahren ab, in
dem sich Opfer undTäter direkt an einer
Lösung beteiligen.Aus Sicht des Stände-
rats,desBundesratsundderStaatsanwälte
sind zu viele Fragen offen, um heute Ent-
scheide zu fällen.Der Ständerat hat statt-
desseneinenVorstossüberwiesen,derden
Bundesrat beauftragt,eineVorlage in die-
ser Sache auszuarbeiten.

Unter der Schutzkleidung steckt ein Mann imTarnanzug – einer von vorerst sechs in Delsberg. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE
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Der Ausbau der Wasserkraft
köchelt auf Sparflamme
Der Rückzug der Gletscher macht Täler für neue Stauseen frei – doch die Stromkonzerne scheuen Investitionen

HELMUT STALDER

Der Ausbau der Wasserkraft ist in den
Plänen des Bundes wichtig für die künf-
tige Stromversorgung. Die Energiestra-
tegie sieht vor, dass die jährliche Pro-
duktion aus Wasserkraft von 36 450
Gigawattstunden (GWh) bis 2050 auf
38 600 GWh erhöht wird. Geschehen
soll dies unter anderem mit dem Bau
neuer Speicherseen und mit der Er-
höhung bestehender Talsperren. In der
neuen Potenzialabschätzung postuliert
das Bundesamt für Energie (BfE), dass
neue Grosswasserkraftwerke bis zu 1380
GWh Strom pro Jahr zusätzlich produ-
zieren, dass Erneuerungen und Erweite-
rungen bis zu 1530 GWh Strom zusätz-
lich beisteuern und dass mit der Nut-
zung von Gletscherseen 700 GWh jähr-
lich hinzukommen.

Dabei stützt es sich auf Studien nam-
hafter Wissenschafter sowie auf Natio-
nalfondsstudien zur Entgletscherung im
Hochgebirge. Anton Schleiss, ehemali-
ger Direktor des Labors für Wasser-
bau an der ETH Lausanne, hat errech-
net, dass mit geringfügigen Erhöhungen
bei rund 20 Talsperren ein zusätzliches
Volumen von 700 Millionen Kubik-
metern geschaffen und die Winterpro-
duktion um mehr als 10 Prozent bezie-
hungsweise 2000 GWh erhöht werden
könnte. «Die Umlagerung von Energie
in den Winter durch die Erhöhung von
Talsperren ist für eine künftig sichere
und eigenständige Stromversorgung der
Schweiz und für ihre vorrangige Stellung
im europäischen Strommarkt als Liefe-
rant von Spitzenenergie von ausser-
ordentlicher Bedeutung», sagt Schleiss.
An bestehenden Standorten sei dies mit
relativ geringem Aufwand und vertret-
baren Umweltauswirkungen möglich.
«Die Planungen und Studien muss man
jetzt rasch vorantreiben, um in 10 bis 15
Jahren bereit zu sein», sagt Schleiss.

Robert Boes, Direktor der Versuchs-
anstalt für Wasserbau, Hydrologie und
Glaziologie der ETH Zürich, und sein
Team haben bei Dutzenden Talsper-
ren untersucht, ob sie sich für eine Er-
höhung eignen. Von den 33 grössten
Anlagen mit einem Stauvolumen von
mindestens 20 Millionen Kubikmetern
erwiesen sich unter technischen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien
25 als geeignet, 8 als ungeeignet. Zu
den energiewirtschaftlich interessantes-

ten gehören: Grande Dixence, Grimsel,
Emosson und Moiry, ferner Oberaar,
Limmern, Valle di Lei, Hongrin, Sam-
buco, Curnera, Albigna, Mattmark, Na-
ret und Marmorera. «Mit der Zunahme
der neuen erneuerbaren Energien aus
Sonne undWind und mit der Abnahme
der Grundlastenergie aus Kernkraft und
Kohle in Europa werden flexibel abruf-
bare Speichermöglichkeiten wichtiger»,
betont Boes.

Fehlende Rentabilität

Auch mit Blick auf bald eisfreie Täler
haben die Forscher Vorarbeit geleistet.
Boes listet sieben Standorte auf, wo ab
etwa 2035 Gletschertäler eisfrei werden,
und wo mit neuen Seen das Etappenziel
von 1100 GWh erreicht werden könnte.
«Teilweise haben wir vertiefte Potenzial-
studien gemacht,mitVorarbeiten für die
Dimensionierung und Anordnung der
Anlagen und groben Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit», sagt Boes. Bewer-
tet und gewichtet wurden wirtschaft-
liche Aspekte wie Investitionskosten,
Zufluss, Leistung und Produktion, so-
wie Umweltaspekte, Landnutzung,Tou-
rismus und Schutzzonen. Am interes-
santesten sind derAletsch-, der Gorner-
und der Rhonegletscher im Wallis, der
Bündner Roseggletscher, der Hüfiglet-
scher in Uri sowie der Grindelwald- und
derTriftgletscher im Kanton Bern.Wür-
den diese Seen realisiert, entstünde eine
zusätzliche Jahresproduktion von 1108
GWh Strom.

Fragt man bei den Stromkonzernen,
ob und wann mit Ausbauten gerechnet
werden könne,macht sich Ernüchterung
breit. «Das Potenzial ist theoretisch si-
cher vorhanden, doch in der Praxis sieht
es schwierig aus, denn dieWirtschaftlich-
keit kann mit der heutigen Marktsitua-
tion nicht erreicht werden. Das verun-
möglicht die Realisierung solcher Pro-
jekte im heutigen Umfeld», sagteAxpo-
Sprecher Tobias Kistner. Die Axpo
verfolge keine Projekte zur Nutzung
vonGletscherseen und sei bloss indirekt
ins Gornerprojekt involviert. Grund da-
für sei – trotz Förderbeiträgen – die feh-
lende Investitionssicherheit und Renta-

bilität. Noch mehr akzentuiere sich dies
bei Staumauererhöhungen. Diese kos-
teten schnell einen hohen zweistelligen
Millionenbetrag und brächten praktisch
keine zusätzliche Produktion, sondern
dienten einzig der Verlagerung in den
Winter. «Somit ist das Erreichen der
Wirtschaftlichkeit im Rahmen des heu-
tigen Strommarktes für solche Projekte
ausgeschlossen», sagt Kistner.

Ähnlich tönt es bei Alpiq. Konkret
evaluiert wird mit Electra Massa ein-
zig die Nutzung eines Gletschersees am
Oberaletsch. Andere Orte seien der-
zeit im Stadium von Voranalysen. Die
Haupthindernisse seien wirtschaft-
licher Natur. «Die Investitionen müss-
ten sich über 80 Jahre auszahlen, die
Preisentwicklung am Markt ist auf so
eine lange Zeit jedoch unvorhersehbar»,
sagt Axpo-Sprecherin Christel Varone.
Hohe Umwelt- und Restwasserbestim-
mungen limitierten das Produktions-
potenzial. Und praktisch sämtliche Pro-
jekte lägen in Schutzgebieten.

Das Thema Mauererhöhungen
köchelt bei Alpiq ebenfalls auf Spar-
flamme. Studien wurden gemacht für
Grande Dixence und Moiry, «bisher
ohne weitere Konkretisierung».Auch bei
solchen Projekten seien die unsichere
Rentabilität und Umweltauflagen die
Haupthindernisse. Hinzu komme, dass
viele Konzessionen bald ausliefen und
an die Kantone heimfielen. Dies mache
Investitionen wenig attraktiv, da dieAb-
geltung unsicher sei. Die Strategie von
Alpiq ziele sehr wohl darauf ab, Aus-
bauprojekte ohne Verzug zu lancieren.
Dafür müssten sich aber die Rahmen-
bedingungen verbessern. «Die Markt-
preise geben keine genügenden Signale,
um sich mit grossen Investitionen zu
engagieren», sagt Varone. Auch sei die
bis 2030 befristete Beihilfe des Bundes
für die Grosswasserkraft mit landesweit
50 Millionen Franken im Jahr zu gering.

Etwas besser sieht es bei der BKW
aus. Sie verfolgt über die KWOmit dem
Triftprojekt das einzige konkrete Vor-
haben für einen neuen See und hat mit
demGrimselprojekt auch das wichtigste
Vorhaben für eine Mauererhöhung am
Laufen. Derzeit wird das Baugesuch für

dieTrift vorbereitet. Investitionsbeiträge
und zusätzliche unterstützende Rah-
menbedingungen von Bund und Kanton
seien jedoch nötig. «Dann könnte die-
ser Ausbau auch unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten durchgeführt werden»,
sagt BKW-Sprecher René Lenzin.

Die Erweiterung des Grimselsees
ist derzeit durch Einsprachen blockiert.
Ende Juni begannen aber Arbeiten für
eine neue Mauer als Ersatz für die alte
Spitellamm-Talsperre. Sie kann um 23
Meter erhöht werden, wenn das Pro-
jekt grünes Licht erhält. «Weitere Pro-
jektideen werden von der BKW aktuell
nicht verfolgt, da die Wirtschaftlichkeit
nicht einmal bei den besten Standorten
gegeben ist», sagt Lenzin. Zudem sei die
Bewilligungsfähigkeit sehr unsicher.

Lauter Luftschlösser

Roger Pfammatter vom Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverband ist
nicht überrascht, dass derAusbau stockt.
«Betreiber investieren,wenn sie ein Ge-
schäft sehen. Dafür sind die Unsicher-
heiten zu gross und die Rahmenbedin-
gungen zu ungünstig», sagt er.Die Bran-
che habe genug zu kämpfen, um die In-
standhaltung von 500Millionen Franken
im Jahr zu finanzieren.Man könne nicht
erwarten, dass sieMilliarden in denAus-
bau investiere, die sie imMarkt nicht er-
wirtschaften könne.

Wo es sich mit unterstützenden
Investitionsbeiträgen rechne wie mög-
licherweise an der Trift oder am Grim-
sel, könne man Ausbauten realisieren.
«Aber unter den jetzigen Bedingun-
gen sind neue Seen und höhere Mau-
ern Luftschlösser», sagt Pfammatter.
Der in der Energiestrategie geforderte
Ausbau und die Potenzialschätzung des
BfE seien geprägt von Zweckoptimis-
mus. Damit dieWasserkraft im europäi-
schenMarkt bestehen und schon nur das
Niveau halten könne, brauche es Ent-
lastungen: eine Reduktion beim Was-
serzins, eine massvolle Auslegung der
Umweltschutz- und Restwasserregeln
und bessere Regelungen für die Ab-
geltung der Investitionen beim Heim-
fall der Konzessionen.

Wenn der Rhonegletscher verschwindet, dürften viele traurig sein – für die Stromproduktion wäre es eine Chance. PEGASUS2 / WIKIPEDIA

Ständerat lehnt
Kürzung der
Kinderrenten ab
Reform der Invalidenversicherung

For. Bern · Einer der Knackpunkte der
laufenden IV-Revision sind die Kinder-
renten. Der Begriff stiftet Verwirrung.
Es geht nicht um Zahlungen für Kin-
der mit Behinderung, sondern um zu-
sätzliche Beiträge für IV-Bezüger mit
Kindern. Der Nationalrat will deshalb
die Kinderrente in «Zulage für Eltern»
umbenennen. Doch im Ständerat hatte
diese Umbenennung keine Chance.Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Name
schafft laut Sozialminister Alain Berset
neue Probleme, etwa in derAbgrenzung
zu den Familienzulagen. Zudem verur-
sache die Änderung einen enormen
bürokratischenAufwand.

Klar ist die Haltung des Ständerats
auch bei der Höhe der Kinderrenten: Sie
soll auf dem heutigen Niveau bleiben.
Er lehnt eine Kürzung um 25 Prozent ab,
wie dies der Nationalrat verlangt. Dies
würde bei der IV zu Einsparungen von
rund 100Millionen Franken führen.Vor
allem bei kinderreichen Familien führe
das heutige Niveau der Kinderrenten
zu Einkommen, die wenig Anreize zum
Arbeiten brächten, argumentierte die
Mehrheit im Nationalrat im vergange-
nen Frühling.

Der Ständerat sieht dies anders und
stützt sich dabei auf einen Bericht der
Verwaltung (NZZ vom 18. September
2019). Demnach sind Familien mit IV
und Ergänzungsleistungen nicht bes-
sergestellt als vergleichbare Familien
ohne Sozialleistungen. Die vorbera-
tende Kommission hatte den Entscheid
vorgespurt, indem sie die Kürzung ein-
stimmig abgelehnt hatte. Da es keinen
Minderheitsantrag gab, musste der Rat
gar nicht darüber abstimmen. In dieser
Frage haben also dieVertreter von SVP,
FDP und CVP in den jeweiligen Kam-
mern unterschiedliche Haltungen. Sind
die Mehrheitsverhältnisse in einem Rat
dermassen klar, dürfte sich dieser er-
fahrungsgemäss in der Differenzberei-
nigung durchsetzen.

Einig sind sich die beiden Räte hin-
gegen beim Wechsel zum stufenlosen
Rentensystem. Dieses soll für Rentner
mit einem Invaliditätsgrad zwischen 40
und 69 Prozent gelten. Damit erhofft
man sich, dass sich Arbeit für IV-Bezü-
ger auf jeden Fall lohnt.

Mit der grundsätzlichen Stossrich-
tung der Reform sind alle einverstan-
den. Man will vermeiden, dass bereits
junge Erwachsene zu IV-Rentnern wer-
den. Ein zweiter Fokus liegt auf Men-
schenmit psychischen Leiden.Diese sol-
len früher erfasst werden. Zudem wird
die Versicherung künftig mehr tun für
deren Eingliederung.

Gletscher Speichervolumen
in Kubikmetern

Jahresproduktion
in Gigawattstunden

1 Aletsch 181 212
2 Gorner 168 235
3 Grindelwald 71 85
4 Hüfi 36 105
5 Rhône 46 88
6 Roseg 78 231
7 Trift 85 145
Total 665 1108
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Der Ausbau der Wasserkraft
köchelt auf Sparflamme
Der Rückzug der Gletscher macht Täler für neue Stauseen frei – doch die Stromkonzerne scheuen Investitionen

HELMUT STALDER

Der Ausbau der Wasserkraft ist in den
Plänen des Bundes wichtig für die künf-
tige Stromversorgung. Die Energiestra-
tegie sieht vor, dass die jährliche Pro-
duktion aus Wasserkraft von 36 450
Gigawattstunden (GWh) bis 2050 auf
38 600 GWh erhöht wird. Geschehen
soll dies unter anderem mit dem Bau
neuer Speicherseen und mit der Er-
höhung bestehender Talsperren. In der
neuen Potenzialabschätzung postuliert
das Bundesamt für Energie (BfE), dass
neue Grosswasserkraftwerke bis zu 1380
GWh Strom pro Jahr zusätzlich produ-
zieren, dass Erneuerungen und Erweite-
rungen bis zu 1530 GWh Strom zusätz-
lich beisteuern und dass mit der Nut-
zung von Gletscherseen 700 GWh jähr-
lich hinzukommen.

Dabei stützt es sich auf Studien nam-
hafter Wissenschafter sowie auf Natio-
nalfondsstudien zur Entgletscherung im
Hochgebirge. Anton Schleiss, ehemali-
ger Direktor des Labors für Wasser-
bau an der ETH Lausanne, hat errech-
net, dass mit geringfügigen Erhöhungen
bei rund 20 Talsperren ein zusätzliches
Volumen von 700 Millionen Kubik-
metern geschaffen und die Winterpro-
duktion um mehr als 10 Prozent bezie-
hungsweise 2000 GWh erhöht werden
könnte. «Die Umlagerung von Energie
in den Winter durch die Erhöhung von
Talsperren ist für eine künftig sichere
und eigenständige Stromversorgung der
Schweiz und für ihre vorrangige Stellung
im europäischen Strommarkt als Liefe-
rant von Spitzenenergie von ausser-
ordentlicher Bedeutung», sagt Schleiss.
An bestehenden Standorten sei dies mit
relativ geringem Aufwand und vertret-
baren Umweltauswirkungen möglich.
«Die Planungen und Studien muss man
jetzt rasch vorantreiben, um in 10 bis 15
Jahren bereit zu sein», sagt Schleiss.

Robert Boes, Direktor der Versuchs-
anstalt für Wasserbau, Hydrologie und
Glaziologie der ETH Zürich, und sein
Team haben bei Dutzenden Talsper-
ren untersucht, ob sie sich für eine Er-
höhung eignen. Von den 33 grössten
Anlagen mit einem Stauvolumen von
mindestens 20 Millionen Kubikmetern
erwiesen sich unter technischen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien
25 als geeignet, 8 als ungeeignet. Zu
den energiewirtschaftlich interessantes-

ten gehören: Grande Dixence, Grimsel,
Emosson und Moiry, ferner Oberaar,
Limmern, Valle di Lei, Hongrin, Sam-
buco, Curnera, Albigna, Mattmark, Na-
ret und Marmorera. «Mit der Zunahme
der neuen erneuerbaren Energien aus
Sonne undWind und mit der Abnahme
der Grundlastenergie aus Kernkraft und
Kohle in Europa werden flexibel abruf-
bare Speichermöglichkeiten wichtiger»,
betont Boes.

Fehlende Rentabilität

Auch mit Blick auf bald eisfreie Täler
haben die Forscher Vorarbeit geleistet.
Boes listet sieben Standorte auf, wo ab
etwa 2035 Gletschertäler eisfrei werden,
und wo mit neuen Seen das Etappenziel
von 1100 GWh erreicht werden könnte.
«Teilweise haben wir vertiefte Potenzial-
studien gemacht,mitVorarbeiten für die
Dimensionierung und Anordnung der
Anlagen und groben Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit», sagt Boes. Bewer-
tet und gewichtet wurden wirtschaft-
liche Aspekte wie Investitionskosten,
Zufluss, Leistung und Produktion, so-
wie Umweltaspekte, Landnutzung,Tou-
rismus und Schutzzonen. Am interes-
santesten sind derAletsch-, der Gorner-
und der Rhonegletscher im Wallis, der
Bündner Roseggletscher, der Hüfiglet-
scher in Uri sowie der Grindelwald- und
derTriftgletscher im Kanton Bern.Wür-
den diese Seen realisiert, entstünde eine
zusätzliche Jahresproduktion von 1108
GWh Strom.

Fragt man bei den Stromkonzernen,
ob und wann mit Ausbauten gerechnet
werden könne,macht sich Ernüchterung
breit. «Das Potenzial ist theoretisch si-
cher vorhanden, doch in der Praxis sieht
es schwierig aus, denn dieWirtschaftlich-
keit kann mit der heutigen Marktsitua-
tion nicht erreicht werden. Das verun-
möglicht die Realisierung solcher Pro-
jekte im heutigen Umfeld», sagteAxpo-
Sprecher Tobias Kistner. Die Axpo
verfolge keine Projekte zur Nutzung
vonGletscherseen und sei bloss indirekt
ins Gornerprojekt involviert. Grund da-
für sei – trotz Förderbeiträgen – die feh-
lende Investitionssicherheit und Renta-

bilität. Noch mehr akzentuiere sich dies
bei Staumauererhöhungen. Diese kos-
teten schnell einen hohen zweistelligen
Millionenbetrag und brächten praktisch
keine zusätzliche Produktion, sondern
dienten einzig der Verlagerung in den
Winter. «Somit ist das Erreichen der
Wirtschaftlichkeit im Rahmen des heu-
tigen Strommarktes für solche Projekte
ausgeschlossen», sagt Kistner.

Ähnlich tönt es bei Alpiq. Konkret
evaluiert wird mit Electra Massa ein-
zig die Nutzung eines Gletschersees am
Oberaletsch. Andere Orte seien der-
zeit im Stadium von Voranalysen. Die
Haupthindernisse seien wirtschaft-
licher Natur. «Die Investitionen müss-
ten sich über 80 Jahre auszahlen, die
Preisentwicklung am Markt ist auf so
eine lange Zeit jedoch unvorhersehbar»,
sagt Axpo-Sprecherin Christel Varone.
Hohe Umwelt- und Restwasserbestim-
mungen limitierten das Produktions-
potenzial. Und praktisch sämtliche Pro-
jekte lägen in Schutzgebieten.

Das Thema Mauererhöhungen
köchelt bei Alpiq ebenfalls auf Spar-
flamme. Studien wurden gemacht für
Grande Dixence und Moiry, «bisher
ohne weitere Konkretisierung».Auch bei
solchen Projekten seien die unsichere
Rentabilität und Umweltauflagen die
Haupthindernisse. Hinzu komme, dass
viele Konzessionen bald ausliefen und
an die Kantone heimfielen. Dies mache
Investitionen wenig attraktiv, da dieAb-
geltung unsicher sei. Die Strategie von
Alpiq ziele sehr wohl darauf ab, Aus-
bauprojekte ohne Verzug zu lancieren.
Dafür müssten sich aber die Rahmen-
bedingungen verbessern. «Die Markt-
preise geben keine genügenden Signale,
um sich mit grossen Investitionen zu
engagieren», sagt Varone. Auch sei die
bis 2030 befristete Beihilfe des Bundes
für die Grosswasserkraft mit landesweit
50 Millionen Franken im Jahr zu gering.

Etwas besser sieht es bei der BKW
aus. Sie verfolgt über die KWOmit dem
Triftprojekt das einzige konkrete Vor-
haben für einen neuen See und hat mit
demGrimselprojekt auch das wichtigste
Vorhaben für eine Mauererhöhung am
Laufen. Derzeit wird das Baugesuch für

dieTrift vorbereitet. Investitionsbeiträge
und zusätzliche unterstützende Rah-
menbedingungen von Bund und Kanton
seien jedoch nötig. «Dann könnte die-
ser Ausbau auch unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten durchgeführt werden»,
sagt BKW-Sprecher René Lenzin.

Die Erweiterung des Grimselsees
ist derzeit durch Einsprachen blockiert.
Ende Juni begannen aber Arbeiten für
eine neue Mauer als Ersatz für die alte
Spitellamm-Talsperre. Sie kann um 23
Meter erhöht werden, wenn das Pro-
jekt grünes Licht erhält. «Weitere Pro-
jektideen werden von der BKW aktuell
nicht verfolgt, da die Wirtschaftlichkeit
nicht einmal bei den besten Standorten
gegeben ist», sagt Lenzin. Zudem sei die
Bewilligungsfähigkeit sehr unsicher.

Lauter Luftschlösser

Roger Pfammatter vom Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverband ist
nicht überrascht, dass derAusbau stockt.
«Betreiber investieren,wenn sie ein Ge-
schäft sehen. Dafür sind die Unsicher-
heiten zu gross und die Rahmenbedin-
gungen zu ungünstig», sagt er.Die Bran-
che habe genug zu kämpfen, um die In-
standhaltung von 500Millionen Franken
im Jahr zu finanzieren.Man könne nicht
erwarten, dass sieMilliarden in denAus-
bau investiere, die sie imMarkt nicht er-
wirtschaften könne.

Wo es sich mit unterstützenden
Investitionsbeiträgen rechne wie mög-
licherweise an der Trift oder am Grim-
sel, könne man Ausbauten realisieren.
«Aber unter den jetzigen Bedingun-
gen sind neue Seen und höhere Mau-
ern Luftschlösser», sagt Pfammatter.
Der in der Energiestrategie geforderte
Ausbau und die Potenzialschätzung des
BfE seien geprägt von Zweckoptimis-
mus. Damit dieWasserkraft im europäi-
schenMarkt bestehen und schon nur das
Niveau halten könne, brauche es Ent-
lastungen: eine Reduktion beim Was-
serzins, eine massvolle Auslegung der
Umweltschutz- und Restwasserregeln
und bessere Regelungen für die Ab-
geltung der Investitionen beim Heim-
fall der Konzessionen.

Wenn der Rhonegletscher verschwindet, dürften viele traurig sein – für die Stromproduktion wäre es eine Chance. PEGASUS2 / WIKIPEDIA

Ständerat lehnt
Kürzung der
Kinderrenten ab
Reform der Invalidenversicherung

For. Bern · Einer der Knackpunkte der
laufenden IV-Revision sind die Kinder-
renten. Der Begriff stiftet Verwirrung.
Es geht nicht um Zahlungen für Kin-
der mit Behinderung, sondern um zu-
sätzliche Beiträge für IV-Bezüger mit
Kindern. Der Nationalrat will deshalb
die Kinderrente in «Zulage für Eltern»
umbenennen. Doch im Ständerat hatte
diese Umbenennung keine Chance.Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Name
schafft laut Sozialminister Alain Berset
neue Probleme, etwa in derAbgrenzung
zu den Familienzulagen. Zudem verur-
sache die Änderung einen enormen
bürokratischenAufwand.

Klar ist die Haltung des Ständerats
auch bei der Höhe der Kinderrenten: Sie
soll auf dem heutigen Niveau bleiben.
Er lehnt eine Kürzung um 25 Prozent ab,
wie dies der Nationalrat verlangt. Dies
würde bei der IV zu Einsparungen von
rund 100Millionen Franken führen.Vor
allem bei kinderreichen Familien führe
das heutige Niveau der Kinderrenten
zu Einkommen, die wenig Anreize zum
Arbeiten brächten, argumentierte die
Mehrheit im Nationalrat im vergange-
nen Frühling.

Der Ständerat sieht dies anders und
stützt sich dabei auf einen Bericht der
Verwaltung (NZZ vom 18. September
2019). Demnach sind Familien mit IV
und Ergänzungsleistungen nicht bes-
sergestellt als vergleichbare Familien
ohne Sozialleistungen. Die vorbera-
tende Kommission hatte den Entscheid
vorgespurt, indem sie die Kürzung ein-
stimmig abgelehnt hatte. Da es keinen
Minderheitsantrag gab, musste der Rat
gar nicht darüber abstimmen. In dieser
Frage haben also dieVertreter von SVP,
FDP und CVP in den jeweiligen Kam-
mern unterschiedliche Haltungen. Sind
die Mehrheitsverhältnisse in einem Rat
dermassen klar, dürfte sich dieser er-
fahrungsgemäss in der Differenzberei-
nigung durchsetzen.

Einig sind sich die beiden Räte hin-
gegen beim Wechsel zum stufenlosen
Rentensystem. Dieses soll für Rentner
mit einem Invaliditätsgrad zwischen 40
und 69 Prozent gelten. Damit erhofft
man sich, dass sich Arbeit für IV-Bezü-
ger auf jeden Fall lohnt.

Mit der grundsätzlichen Stossrich-
tung der Reform sind alle einverstan-
den. Man will vermeiden, dass bereits
junge Erwachsene zu IV-Rentnern wer-
den. Ein zweiter Fokus liegt auf Men-
schenmit psychischen Leiden.Diese sol-
len früher erfasst werden. Zudem wird
die Versicherung künftig mehr tun für
deren Eingliederung.

Gletscher Speichervolumen
in Kubikmetern

Jahresproduktion
in Gigawattstunden

1 Aletsch 181 212
2 Gorner 168 235
3 Grindelwald 71 85
4 Hüfi 36 105
5 Rhône 46 88
6 Roseg 78 231
7 Trift 85 145
Total 665 1108
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Der Ausbau der Wasserkraft
köchelt auf Sparflamme
Der Rückzug der Gletscher macht Täler für neue Stauseen frei – doch die Stromkonzerne scheuen Investitionen

HELMUT STALDER

Der Ausbau der Wasserkraft ist in den
Plänen des Bundes wichtig für die künf-
tige Stromversorgung. Die Energiestra-
tegie sieht vor, dass die jährliche Pro-
duktion aus Wasserkraft von 36 450
Gigawattstunden (GWh) bis 2050 auf
38 600 GWh erhöht wird. Geschehen
soll dies unter anderem mit dem Bau
neuer Speicherseen und mit der Er-
höhung bestehender Talsperren. In der
neuen Potenzialabschätzung postuliert
das Bundesamt für Energie (BfE), dass
neue Grosswasserkraftwerke bis zu 1380
GWh Strom pro Jahr zusätzlich produ-
zieren, dass Erneuerungen und Erweite-
rungen bis zu 1530 GWh Strom zusätz-
lich beisteuern und dass mit der Nut-
zung von Gletscherseen 700 GWh jähr-
lich hinzukommen.

Dabei stützt es sich auf Studien nam-
hafter Wissenschafter sowie auf Natio-
nalfondsstudien zur Entgletscherung im
Hochgebirge. Anton Schleiss, ehemali-
ger Direktor des Labors für Wasser-
bau an der ETH Lausanne, hat errech-
net, dass mit geringfügigen Erhöhungen
bei rund 20 Talsperren ein zusätzliches
Volumen von 700 Millionen Kubik-
metern geschaffen und die Winterpro-
duktion um mehr als 10 Prozent bezie-
hungsweise 2000 GWh erhöht werden
könnte. «Die Umlagerung von Energie
in den Winter durch die Erhöhung von
Talsperren ist für eine künftig sichere
und eigenständige Stromversorgung der
Schweiz und für ihre vorrangige Stellung
im europäischen Strommarkt als Liefe-
rant von Spitzenenergie von ausser-
ordentlicher Bedeutung», sagt Schleiss.
An bestehenden Standorten sei dies mit
relativ geringem Aufwand und vertret-
baren Umweltauswirkungen möglich.
«Die Planungen und Studien muss man
jetzt rasch vorantreiben, um in 10 bis 15
Jahren bereit zu sein», sagt Schleiss.

Robert Boes, Direktor der Versuchs-
anstalt für Wasserbau, Hydrologie und
Glaziologie der ETH Zürich, und sein
Team haben bei Dutzenden Talsper-
ren untersucht, ob sie sich für eine Er-
höhung eignen. Von den 33 grössten
Anlagen mit einem Stauvolumen von
mindestens 20 Millionen Kubikmetern
erwiesen sich unter technischen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien
25 als geeignet, 8 als ungeeignet. Zu
den energiewirtschaftlich interessantes-

ten gehören: Grande Dixence, Grimsel,
Emosson und Moiry, ferner Oberaar,
Limmern, Valle di Lei, Hongrin, Sam-
buco, Curnera, Albigna, Mattmark, Na-
ret und Marmorera. «Mit der Zunahme
der neuen erneuerbaren Energien aus
Sonne undWind und mit der Abnahme
der Grundlastenergie aus Kernkraft und
Kohle in Europa werden flexibel abruf-
bare Speichermöglichkeiten wichtiger»,
betont Boes.

Fehlende Rentabilität

Auch mit Blick auf bald eisfreie Täler
haben die Forscher Vorarbeit geleistet.
Boes listet sieben Standorte auf, wo ab
etwa 2035 Gletschertäler eisfrei werden,
und wo mit neuen Seen das Etappenziel
von 1100 GWh erreicht werden könnte.
«Teilweise haben wir vertiefte Potenzial-
studien gemacht,mitVorarbeiten für die
Dimensionierung und Anordnung der
Anlagen und groben Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit», sagt Boes. Bewer-
tet und gewichtet wurden wirtschaft-
liche Aspekte wie Investitionskosten,
Zufluss, Leistung und Produktion, so-
wie Umweltaspekte, Landnutzung,Tou-
rismus und Schutzzonen. Am interes-
santesten sind derAletsch-, der Gorner-
und der Rhonegletscher im Wallis, der
Bündner Roseggletscher, der Hüfiglet-
scher in Uri sowie der Grindelwald- und
derTriftgletscher im Kanton Bern.Wür-
den diese Seen realisiert, entstünde eine
zusätzliche Jahresproduktion von 1108
GWh Strom.

Fragt man bei den Stromkonzernen,
ob und wann mit Ausbauten gerechnet
werden könne,macht sich Ernüchterung
breit. «Das Potenzial ist theoretisch si-
cher vorhanden, doch in der Praxis sieht
es schwierig aus, denn dieWirtschaftlich-
keit kann mit der heutigen Marktsitua-
tion nicht erreicht werden. Das verun-
möglicht die Realisierung solcher Pro-
jekte im heutigen Umfeld», sagteAxpo-
Sprecher Tobias Kistner. Die Axpo
verfolge keine Projekte zur Nutzung
vonGletscherseen und sei bloss indirekt
ins Gornerprojekt involviert. Grund da-
für sei – trotz Förderbeiträgen – die feh-
lende Investitionssicherheit und Renta-

bilität. Noch mehr akzentuiere sich dies
bei Staumauererhöhungen. Diese kos-
teten schnell einen hohen zweistelligen
Millionenbetrag und brächten praktisch
keine zusätzliche Produktion, sondern
dienten einzig der Verlagerung in den
Winter. «Somit ist das Erreichen der
Wirtschaftlichkeit im Rahmen des heu-
tigen Strommarktes für solche Projekte
ausgeschlossen», sagt Kistner.

Ähnlich tönt es bei Alpiq. Konkret
evaluiert wird mit Electra Massa ein-
zig die Nutzung eines Gletschersees am
Oberaletsch. Andere Orte seien der-
zeit im Stadium von Voranalysen. Die
Haupthindernisse seien wirtschaft-
licher Natur. «Die Investitionen müss-
ten sich über 80 Jahre auszahlen, die
Preisentwicklung am Markt ist auf so
eine lange Zeit jedoch unvorhersehbar»,
sagt Axpo-Sprecherin Christel Varone.
Hohe Umwelt- und Restwasserbestim-
mungen limitierten das Produktions-
potenzial. Und praktisch sämtliche Pro-
jekte lägen in Schutzgebieten.

Das Thema Mauererhöhungen
köchelt bei Alpiq ebenfalls auf Spar-
flamme. Studien wurden gemacht für
Grande Dixence und Moiry, «bisher
ohne weitere Konkretisierung».Auch bei
solchen Projekten seien die unsichere
Rentabilität und Umweltauflagen die
Haupthindernisse. Hinzu komme, dass
viele Konzessionen bald ausliefen und
an die Kantone heimfielen. Dies mache
Investitionen wenig attraktiv, da dieAb-
geltung unsicher sei. Die Strategie von
Alpiq ziele sehr wohl darauf ab, Aus-
bauprojekte ohne Verzug zu lancieren.
Dafür müssten sich aber die Rahmen-
bedingungen verbessern. «Die Markt-
preise geben keine genügenden Signale,
um sich mit grossen Investitionen zu
engagieren», sagt Varone. Auch sei die
bis 2030 befristete Beihilfe des Bundes
für die Grosswasserkraft mit landesweit
50 Millionen Franken im Jahr zu gering.

Etwas besser sieht es bei der BKW
aus. Sie verfolgt über die KWOmit dem
Triftprojekt das einzige konkrete Vor-
haben für einen neuen See und hat mit
demGrimselprojekt auch das wichtigste
Vorhaben für eine Mauererhöhung am
Laufen. Derzeit wird das Baugesuch für

dieTrift vorbereitet. Investitionsbeiträge
und zusätzliche unterstützende Rah-
menbedingungen von Bund und Kanton
seien jedoch nötig. «Dann könnte die-
ser Ausbau auch unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten durchgeführt werden»,
sagt BKW-Sprecher René Lenzin.

Die Erweiterung des Grimselsees
ist derzeit durch Einsprachen blockiert.
Ende Juni begannen aber Arbeiten für
eine neue Mauer als Ersatz für die alte
Spitellamm-Talsperre. Sie kann um 23
Meter erhöht werden, wenn das Pro-
jekt grünes Licht erhält. «Weitere Pro-
jektideen werden von der BKW aktuell
nicht verfolgt, da die Wirtschaftlichkeit
nicht einmal bei den besten Standorten
gegeben ist», sagt Lenzin. Zudem sei die
Bewilligungsfähigkeit sehr unsicher.

Lauter Luftschlösser

Roger Pfammatter vom Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverband ist
nicht überrascht, dass derAusbau stockt.
«Betreiber investieren,wenn sie ein Ge-
schäft sehen. Dafür sind die Unsicher-
heiten zu gross und die Rahmenbedin-
gungen zu ungünstig», sagt er.Die Bran-
che habe genug zu kämpfen, um die In-
standhaltung von 500Millionen Franken
im Jahr zu finanzieren.Man könne nicht
erwarten, dass sieMilliarden in denAus-
bau investiere, die sie imMarkt nicht er-
wirtschaften könne.

Wo es sich mit unterstützenden
Investitionsbeiträgen rechne wie mög-
licherweise an der Trift oder am Grim-
sel, könne man Ausbauten realisieren.
«Aber unter den jetzigen Bedingun-
gen sind neue Seen und höhere Mau-
ern Luftschlösser», sagt Pfammatter.
Der in der Energiestrategie geforderte
Ausbau und die Potenzialschätzung des
BfE seien geprägt von Zweckoptimis-
mus. Damit dieWasserkraft im europäi-
schenMarkt bestehen und schon nur das
Niveau halten könne, brauche es Ent-
lastungen: eine Reduktion beim Was-
serzins, eine massvolle Auslegung der
Umweltschutz- und Restwasserregeln
und bessere Regelungen für die Ab-
geltung der Investitionen beim Heim-
fall der Konzessionen.

Wenn der Rhonegletscher verschwindet, dürften viele traurig sein – für die Stromproduktion wäre es eine Chance. PEGASUS2 / WIKIPEDIA

Ständerat lehnt
Kürzung der
Kinderrenten ab
Reform der Invalidenversicherung

For. Bern · Einer der Knackpunkte der
laufenden IV-Revision sind die Kinder-
renten. Der Begriff stiftet Verwirrung.
Es geht nicht um Zahlungen für Kin-
der mit Behinderung, sondern um zu-
sätzliche Beiträge für IV-Bezüger mit
Kindern. Der Nationalrat will deshalb
die Kinderrente in «Zulage für Eltern»
umbenennen. Doch im Ständerat hatte
diese Umbenennung keine Chance.Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Name
schafft laut Sozialminister Alain Berset
neue Probleme, etwa in derAbgrenzung
zu den Familienzulagen. Zudem verur-
sache die Änderung einen enormen
bürokratischenAufwand.

Klar ist die Haltung des Ständerats
auch bei der Höhe der Kinderrenten: Sie
soll auf dem heutigen Niveau bleiben.
Er lehnt eine Kürzung um 25 Prozent ab,
wie dies der Nationalrat verlangt. Dies
würde bei der IV zu Einsparungen von
rund 100Millionen Franken führen.Vor
allem bei kinderreichen Familien führe
das heutige Niveau der Kinderrenten
zu Einkommen, die wenig Anreize zum
Arbeiten brächten, argumentierte die
Mehrheit im Nationalrat im vergange-
nen Frühling.

Der Ständerat sieht dies anders und
stützt sich dabei auf einen Bericht der
Verwaltung (NZZ vom 18. September
2019). Demnach sind Familien mit IV
und Ergänzungsleistungen nicht bes-
sergestellt als vergleichbare Familien
ohne Sozialleistungen. Die vorbera-
tende Kommission hatte den Entscheid
vorgespurt, indem sie die Kürzung ein-
stimmig abgelehnt hatte. Da es keinen
Minderheitsantrag gab, musste der Rat
gar nicht darüber abstimmen. In dieser
Frage haben also dieVertreter von SVP,
FDP und CVP in den jeweiligen Kam-
mern unterschiedliche Haltungen. Sind
die Mehrheitsverhältnisse in einem Rat
dermassen klar, dürfte sich dieser er-
fahrungsgemäss in der Differenzberei-
nigung durchsetzen.

Einig sind sich die beiden Räte hin-
gegen beim Wechsel zum stufenlosen
Rentensystem. Dieses soll für Rentner
mit einem Invaliditätsgrad zwischen 40
und 69 Prozent gelten. Damit erhofft
man sich, dass sich Arbeit für IV-Bezü-
ger auf jeden Fall lohnt.

Mit der grundsätzlichen Stossrich-
tung der Reform sind alle einverstan-
den. Man will vermeiden, dass bereits
junge Erwachsene zu IV-Rentnern wer-
den. Ein zweiter Fokus liegt auf Men-
schenmit psychischen Leiden.Diese sol-
len früher erfasst werden. Zudem wird
die Versicherung künftig mehr tun für
deren Eingliederung.

Gletscher Speichervolumen
in Kubikmetern

Jahresproduktion
in Gigawattstunden

1 Aletsch 181 212
2 Gorner 168 235
3 Grindelwald 71 85
4 Hüfi 36 105
5 Rhône 46 88
6 Roseg 78 231
7 Trift 85 145
Total 665 1108
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Der Ausbau der Wasserkraft
köchelt auf Sparflamme
Der Rückzug der Gletscher macht Täler für neue Stauseen frei – doch die Stromkonzerne scheuen Investitionen

HELMUT STALDER

Der Ausbau der Wasserkraft ist in den
Plänen des Bundes wichtig für die künf-
tige Stromversorgung. Die Energiestra-
tegie sieht vor, dass die jährliche Pro-
duktion aus Wasserkraft von 36 450
Gigawattstunden (GWh) bis 2050 auf
38 600 GWh erhöht wird. Geschehen
soll dies unter anderem mit dem Bau
neuer Speicherseen und mit der Er-
höhung bestehender Talsperren. In der
neuen Potenzialabschätzung postuliert
das Bundesamt für Energie (BfE), dass
neue Grosswasserkraftwerke bis zu 1380
GWh Strom pro Jahr zusätzlich produ-
zieren, dass Erneuerungen und Erweite-
rungen bis zu 1530 GWh Strom zusätz-
lich beisteuern und dass mit der Nut-
zung von Gletscherseen 700 GWh jähr-
lich hinzukommen.

Dabei stützt es sich auf Studien nam-
hafter Wissenschafter sowie auf Natio-
nalfondsstudien zur Entgletscherung im
Hochgebirge. Anton Schleiss, ehemali-
ger Direktor des Labors für Wasser-
bau an der ETH Lausanne, hat errech-
net, dass mit geringfügigen Erhöhungen
bei rund 20 Talsperren ein zusätzliches
Volumen von 700 Millionen Kubik-
metern geschaffen und die Winterpro-
duktion um mehr als 10 Prozent bezie-
hungsweise 2000 GWh erhöht werden
könnte. «Die Umlagerung von Energie
in den Winter durch die Erhöhung von
Talsperren ist für eine künftig sichere
und eigenständige Stromversorgung der
Schweiz und für ihre vorrangige Stellung
im europäischen Strommarkt als Liefe-
rant von Spitzenenergie von ausser-
ordentlicher Bedeutung», sagt Schleiss.
An bestehenden Standorten sei dies mit
relativ geringem Aufwand und vertret-
baren Umweltauswirkungen möglich.
«Die Planungen und Studien muss man
jetzt rasch vorantreiben, um in 10 bis 15
Jahren bereit zu sein», sagt Schleiss.

Robert Boes, Direktor der Versuchs-
anstalt für Wasserbau, Hydrologie und
Glaziologie der ETH Zürich, und sein
Team haben bei Dutzenden Talsper-
ren untersucht, ob sie sich für eine Er-
höhung eignen. Von den 33 grössten
Anlagen mit einem Stauvolumen von
mindestens 20 Millionen Kubikmetern
erwiesen sich unter technischen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien
25 als geeignet, 8 als ungeeignet. Zu
den energiewirtschaftlich interessantes-

ten gehören: Grande Dixence, Grimsel,
Emosson und Moiry, ferner Oberaar,
Limmern, Valle di Lei, Hongrin, Sam-
buco, Curnera, Albigna, Mattmark, Na-
ret und Marmorera. «Mit der Zunahme
der neuen erneuerbaren Energien aus
Sonne undWind und mit der Abnahme
der Grundlastenergie aus Kernkraft und
Kohle in Europa werden flexibel abruf-
bare Speichermöglichkeiten wichtiger»,
betont Boes.

Fehlende Rentabilität

Auch mit Blick auf bald eisfreie Täler
haben die Forscher Vorarbeit geleistet.
Boes listet sieben Standorte auf, wo ab
etwa 2035 Gletschertäler eisfrei werden,
und wo mit neuen Seen das Etappenziel
von 1100 GWh erreicht werden könnte.
«Teilweise haben wir vertiefte Potenzial-
studien gemacht,mitVorarbeiten für die
Dimensionierung und Anordnung der
Anlagen und groben Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit», sagt Boes. Bewer-
tet und gewichtet wurden wirtschaft-
liche Aspekte wie Investitionskosten,
Zufluss, Leistung und Produktion, so-
wie Umweltaspekte, Landnutzung,Tou-
rismus und Schutzzonen. Am interes-
santesten sind derAletsch-, der Gorner-
und der Rhonegletscher im Wallis, der
Bündner Roseggletscher, der Hüfiglet-
scher in Uri sowie der Grindelwald- und
derTriftgletscher im Kanton Bern.Wür-
den diese Seen realisiert, entstünde eine
zusätzliche Jahresproduktion von 1108
GWh Strom.

Fragt man bei den Stromkonzernen,
ob und wann mit Ausbauten gerechnet
werden könne,macht sich Ernüchterung
breit. «Das Potenzial ist theoretisch si-
cher vorhanden, doch in der Praxis sieht
es schwierig aus, denn dieWirtschaftlich-
keit kann mit der heutigen Marktsitua-
tion nicht erreicht werden. Das verun-
möglicht die Realisierung solcher Pro-
jekte im heutigen Umfeld», sagteAxpo-
Sprecher Tobias Kistner. Die Axpo
verfolge keine Projekte zur Nutzung
vonGletscherseen und sei bloss indirekt
ins Gornerprojekt involviert. Grund da-
für sei – trotz Förderbeiträgen – die feh-
lende Investitionssicherheit und Renta-

bilität. Noch mehr akzentuiere sich dies
bei Staumauererhöhungen. Diese kos-
teten schnell einen hohen zweistelligen
Millionenbetrag und brächten praktisch
keine zusätzliche Produktion, sondern
dienten einzig der Verlagerung in den
Winter. «Somit ist das Erreichen der
Wirtschaftlichkeit im Rahmen des heu-
tigen Strommarktes für solche Projekte
ausgeschlossen», sagt Kistner.

Ähnlich tönt es bei Alpiq. Konkret
evaluiert wird mit Electra Massa ein-
zig die Nutzung eines Gletschersees am
Oberaletsch. Andere Orte seien der-
zeit im Stadium von Voranalysen. Die
Haupthindernisse seien wirtschaft-
licher Natur. «Die Investitionen müss-
ten sich über 80 Jahre auszahlen, die
Preisentwicklung am Markt ist auf so
eine lange Zeit jedoch unvorhersehbar»,
sagt Axpo-Sprecherin Christel Varone.
Hohe Umwelt- und Restwasserbestim-
mungen limitierten das Produktions-
potenzial. Und praktisch sämtliche Pro-
jekte lägen in Schutzgebieten.

Das Thema Mauererhöhungen
köchelt bei Alpiq ebenfalls auf Spar-
flamme. Studien wurden gemacht für
Grande Dixence und Moiry, «bisher
ohne weitere Konkretisierung».Auch bei
solchen Projekten seien die unsichere
Rentabilität und Umweltauflagen die
Haupthindernisse. Hinzu komme, dass
viele Konzessionen bald ausliefen und
an die Kantone heimfielen. Dies mache
Investitionen wenig attraktiv, da dieAb-
geltung unsicher sei. Die Strategie von
Alpiq ziele sehr wohl darauf ab, Aus-
bauprojekte ohne Verzug zu lancieren.
Dafür müssten sich aber die Rahmen-
bedingungen verbessern. «Die Markt-
preise geben keine genügenden Signale,
um sich mit grossen Investitionen zu
engagieren», sagt Varone. Auch sei die
bis 2030 befristete Beihilfe des Bundes
für die Grosswasserkraft mit landesweit
50 Millionen Franken im Jahr zu gering.

Etwas besser sieht es bei der BKW
aus. Sie verfolgt über die KWOmit dem
Triftprojekt das einzige konkrete Vor-
haben für einen neuen See und hat mit
demGrimselprojekt auch das wichtigste
Vorhaben für eine Mauererhöhung am
Laufen. Derzeit wird das Baugesuch für

dieTrift vorbereitet. Investitionsbeiträge
und zusätzliche unterstützende Rah-
menbedingungen von Bund und Kanton
seien jedoch nötig. «Dann könnte die-
ser Ausbau auch unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten durchgeführt werden»,
sagt BKW-Sprecher René Lenzin.

Die Erweiterung des Grimselsees
ist derzeit durch Einsprachen blockiert.
Ende Juni begannen aber Arbeiten für
eine neue Mauer als Ersatz für die alte
Spitellamm-Talsperre. Sie kann um 23
Meter erhöht werden, wenn das Pro-
jekt grünes Licht erhält. «Weitere Pro-
jektideen werden von der BKW aktuell
nicht verfolgt, da die Wirtschaftlichkeit
nicht einmal bei den besten Standorten
gegeben ist», sagt Lenzin. Zudem sei die
Bewilligungsfähigkeit sehr unsicher.

Lauter Luftschlösser

Roger Pfammatter vom Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverband ist
nicht überrascht, dass derAusbau stockt.
«Betreiber investieren,wenn sie ein Ge-
schäft sehen. Dafür sind die Unsicher-
heiten zu gross und die Rahmenbedin-
gungen zu ungünstig», sagt er.Die Bran-
che habe genug zu kämpfen, um die In-
standhaltung von 500Millionen Franken
im Jahr zu finanzieren.Man könne nicht
erwarten, dass sieMilliarden in denAus-
bau investiere, die sie imMarkt nicht er-
wirtschaften könne.

Wo es sich mit unterstützenden
Investitionsbeiträgen rechne wie mög-
licherweise an der Trift oder am Grim-
sel, könne man Ausbauten realisieren.
«Aber unter den jetzigen Bedingun-
gen sind neue Seen und höhere Mau-
ern Luftschlösser», sagt Pfammatter.
Der in der Energiestrategie geforderte
Ausbau und die Potenzialschätzung des
BfE seien geprägt von Zweckoptimis-
mus. Damit dieWasserkraft im europäi-
schenMarkt bestehen und schon nur das
Niveau halten könne, brauche es Ent-
lastungen: eine Reduktion beim Was-
serzins, eine massvolle Auslegung der
Umweltschutz- und Restwasserregeln
und bessere Regelungen für die Ab-
geltung der Investitionen beim Heim-
fall der Konzessionen.

Wenn der Rhonegletscher verschwindet, dürften viele traurig sein – für die Stromproduktion wäre es eine Chance. PEGASUS2 / WIKIPEDIA

Ständerat lehnt
Kürzung der
Kinderrenten ab
Reform der Invalidenversicherung

For. Bern · Einer der Knackpunkte der
laufenden IV-Revision sind die Kinder-
renten. Der Begriff stiftet Verwirrung.
Es geht nicht um Zahlungen für Kin-
der mit Behinderung, sondern um zu-
sätzliche Beiträge für IV-Bezüger mit
Kindern. Der Nationalrat will deshalb
die Kinderrente in «Zulage für Eltern»
umbenennen. Doch im Ständerat hatte
diese Umbenennung keine Chance.Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Name
schafft laut Sozialminister Alain Berset
neue Probleme, etwa in derAbgrenzung
zu den Familienzulagen. Zudem verur-
sache die Änderung einen enormen
bürokratischenAufwand.

Klar ist die Haltung des Ständerats
auch bei der Höhe der Kinderrenten: Sie
soll auf dem heutigen Niveau bleiben.
Er lehnt eine Kürzung um 25 Prozent ab,
wie dies der Nationalrat verlangt. Dies
würde bei der IV zu Einsparungen von
rund 100Millionen Franken führen.Vor
allem bei kinderreichen Familien führe
das heutige Niveau der Kinderrenten
zu Einkommen, die wenig Anreize zum
Arbeiten brächten, argumentierte die
Mehrheit im Nationalrat im vergange-
nen Frühling.

Der Ständerat sieht dies anders und
stützt sich dabei auf einen Bericht der
Verwaltung (NZZ vom 18. September
2019). Demnach sind Familien mit IV
und Ergänzungsleistungen nicht bes-
sergestellt als vergleichbare Familien
ohne Sozialleistungen. Die vorbera-
tende Kommission hatte den Entscheid
vorgespurt, indem sie die Kürzung ein-
stimmig abgelehnt hatte. Da es keinen
Minderheitsantrag gab, musste der Rat
gar nicht darüber abstimmen. In dieser
Frage haben also dieVertreter von SVP,
FDP und CVP in den jeweiligen Kam-
mern unterschiedliche Haltungen. Sind
die Mehrheitsverhältnisse in einem Rat
dermassen klar, dürfte sich dieser er-
fahrungsgemäss in der Differenzberei-
nigung durchsetzen.

Einig sind sich die beiden Räte hin-
gegen beim Wechsel zum stufenlosen
Rentensystem. Dieses soll für Rentner
mit einem Invaliditätsgrad zwischen 40
und 69 Prozent gelten. Damit erhofft
man sich, dass sich Arbeit für IV-Bezü-
ger auf jeden Fall lohnt.

Mit der grundsätzlichen Stossrich-
tung der Reform sind alle einverstan-
den. Man will vermeiden, dass bereits
junge Erwachsene zu IV-Rentnern wer-
den. Ein zweiter Fokus liegt auf Men-
schenmit psychischen Leiden.Diese sol-
len früher erfasst werden. Zudem wird
die Versicherung künftig mehr tun für
deren Eingliederung.

Gletscher Speichervolumen
in Kubikmetern

Jahresproduktion
in Gigawattstunden

1 Aletsch 181 212
2 Gorner 168 235
3 Grindelwald 71 85
4 Hüfi 36 105
5 Rhône 46 88
6 Roseg 78 231
7 Trift 85 145
Total 665 1108
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Der Ausbau der Wasserkraft
köchelt auf Sparflamme
Der Rückzug der Gletscher macht Täler für neue Stauseen frei – doch die Stromkonzerne scheuen Investitionen

HELMUT STALDER

Der Ausbau der Wasserkraft ist in den
Plänen des Bundes wichtig für die künf-
tige Stromversorgung. Die Energiestra-
tegie sieht vor, dass die jährliche Pro-
duktion aus Wasserkraft von 36 450
Gigawattstunden (GWh) bis 2050 auf
38 600 GWh erhöht wird. Geschehen
soll dies unter anderem mit dem Bau
neuer Speicherseen und mit der Er-
höhung bestehender Talsperren. In der
neuen Potenzialabschätzung postuliert
das Bundesamt für Energie (BfE), dass
neue Grosswasserkraftwerke bis zu 1380
GWh Strom pro Jahr zusätzlich produ-
zieren, dass Erneuerungen und Erweite-
rungen bis zu 1530 GWh Strom zusätz-
lich beisteuern und dass mit der Nut-
zung von Gletscherseen 700 GWh jähr-
lich hinzukommen.

Dabei stützt es sich auf Studien nam-
hafter Wissenschafter sowie auf Natio-
nalfondsstudien zur Entgletscherung im
Hochgebirge. Anton Schleiss, ehemali-
ger Direktor des Labors für Wasser-
bau an der ETH Lausanne, hat errech-
net, dass mit geringfügigen Erhöhungen
bei rund 20 Talsperren ein zusätzliches
Volumen von 700 Millionen Kubik-
metern geschaffen und die Winterpro-
duktion um mehr als 10 Prozent bezie-
hungsweise 2000 GWh erhöht werden
könnte. «Die Umlagerung von Energie
in den Winter durch die Erhöhung von
Talsperren ist für eine künftig sichere
und eigenständige Stromversorgung der
Schweiz und für ihre vorrangige Stellung
im europäischen Strommarkt als Liefe-
rant von Spitzenenergie von ausser-
ordentlicher Bedeutung», sagt Schleiss.
An bestehenden Standorten sei dies mit
relativ geringem Aufwand und vertret-
baren Umweltauswirkungen möglich.
«Die Planungen und Studien muss man
jetzt rasch vorantreiben, um in 10 bis 15
Jahren bereit zu sein», sagt Schleiss.

Robert Boes, Direktor der Versuchs-
anstalt für Wasserbau, Hydrologie und
Glaziologie der ETH Zürich, und sein
Team haben bei Dutzenden Talsper-
ren untersucht, ob sie sich für eine Er-
höhung eignen. Von den 33 grössten
Anlagen mit einem Stauvolumen von
mindestens 20 Millionen Kubikmetern
erwiesen sich unter technischen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien
25 als geeignet, 8 als ungeeignet. Zu
den energiewirtschaftlich interessantes-

ten gehören: Grande Dixence, Grimsel,
Emosson und Moiry, ferner Oberaar,
Limmern, Valle di Lei, Hongrin, Sam-
buco, Curnera, Albigna, Mattmark, Na-
ret und Marmorera. «Mit der Zunahme
der neuen erneuerbaren Energien aus
Sonne undWind und mit der Abnahme
der Grundlastenergie aus Kernkraft und
Kohle in Europa werden flexibel abruf-
bare Speichermöglichkeiten wichtiger»,
betont Boes.

Fehlende Rentabilität

Auch mit Blick auf bald eisfreie Täler
haben die Forscher Vorarbeit geleistet.
Boes listet sieben Standorte auf, wo ab
etwa 2035 Gletschertäler eisfrei werden,
und wo mit neuen Seen das Etappenziel
von 1100 GWh erreicht werden könnte.
«Teilweise haben wir vertiefte Potenzial-
studien gemacht,mitVorarbeiten für die
Dimensionierung und Anordnung der
Anlagen und groben Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit», sagt Boes. Bewer-
tet und gewichtet wurden wirtschaft-
liche Aspekte wie Investitionskosten,
Zufluss, Leistung und Produktion, so-
wie Umweltaspekte, Landnutzung,Tou-
rismus und Schutzzonen. Am interes-
santesten sind derAletsch-, der Gorner-
und der Rhonegletscher im Wallis, der
Bündner Roseggletscher, der Hüfiglet-
scher in Uri sowie der Grindelwald- und
derTriftgletscher im Kanton Bern.Wür-
den diese Seen realisiert, entstünde eine
zusätzliche Jahresproduktion von 1108
GWh Strom.

Fragt man bei den Stromkonzernen,
ob und wann mit Ausbauten gerechnet
werden könne,macht sich Ernüchterung
breit. «Das Potenzial ist theoretisch si-
cher vorhanden, doch in der Praxis sieht
es schwierig aus, denn dieWirtschaftlich-
keit kann mit der heutigen Marktsitua-
tion nicht erreicht werden. Das verun-
möglicht die Realisierung solcher Pro-
jekte im heutigen Umfeld», sagteAxpo-
Sprecher Tobias Kistner. Die Axpo
verfolge keine Projekte zur Nutzung
vonGletscherseen und sei bloss indirekt
ins Gornerprojekt involviert. Grund da-
für sei – trotz Förderbeiträgen – die feh-
lende Investitionssicherheit und Renta-

bilität. Noch mehr akzentuiere sich dies
bei Staumauererhöhungen. Diese kos-
teten schnell einen hohen zweistelligen
Millionenbetrag und brächten praktisch
keine zusätzliche Produktion, sondern
dienten einzig der Verlagerung in den
Winter. «Somit ist das Erreichen der
Wirtschaftlichkeit im Rahmen des heu-
tigen Strommarktes für solche Projekte
ausgeschlossen», sagt Kistner.

Ähnlich tönt es bei Alpiq. Konkret
evaluiert wird mit Electra Massa ein-
zig die Nutzung eines Gletschersees am
Oberaletsch. Andere Orte seien der-
zeit im Stadium von Voranalysen. Die
Haupthindernisse seien wirtschaft-
licher Natur. «Die Investitionen müss-
ten sich über 80 Jahre auszahlen, die
Preisentwicklung am Markt ist auf so
eine lange Zeit jedoch unvorhersehbar»,
sagt Axpo-Sprecherin Christel Varone.
Hohe Umwelt- und Restwasserbestim-
mungen limitierten das Produktions-
potenzial. Und praktisch sämtliche Pro-
jekte lägen in Schutzgebieten.

Das Thema Mauererhöhungen
köchelt bei Alpiq ebenfalls auf Spar-
flamme. Studien wurden gemacht für
Grande Dixence und Moiry, «bisher
ohne weitere Konkretisierung».Auch bei
solchen Projekten seien die unsichere
Rentabilität und Umweltauflagen die
Haupthindernisse. Hinzu komme, dass
viele Konzessionen bald ausliefen und
an die Kantone heimfielen. Dies mache
Investitionen wenig attraktiv, da dieAb-
geltung unsicher sei. Die Strategie von
Alpiq ziele sehr wohl darauf ab, Aus-
bauprojekte ohne Verzug zu lancieren.
Dafür müssten sich aber die Rahmen-
bedingungen verbessern. «Die Markt-
preise geben keine genügenden Signale,
um sich mit grossen Investitionen zu
engagieren», sagt Varone. Auch sei die
bis 2030 befristete Beihilfe des Bundes
für die Grosswasserkraft mit landesweit
50 Millionen Franken im Jahr zu gering.

Etwas besser sieht es bei der BKW
aus. Sie verfolgt über die KWOmit dem
Triftprojekt das einzige konkrete Vor-
haben für einen neuen See und hat mit
demGrimselprojekt auch das wichtigste
Vorhaben für eine Mauererhöhung am
Laufen. Derzeit wird das Baugesuch für

dieTrift vorbereitet. Investitionsbeiträge
und zusätzliche unterstützende Rah-
menbedingungen von Bund und Kanton
seien jedoch nötig. «Dann könnte die-
ser Ausbau auch unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten durchgeführt werden»,
sagt BKW-Sprecher René Lenzin.

Die Erweiterung des Grimselsees
ist derzeit durch Einsprachen blockiert.
Ende Juni begannen aber Arbeiten für
eine neue Mauer als Ersatz für die alte
Spitellamm-Talsperre. Sie kann um 23
Meter erhöht werden, wenn das Pro-
jekt grünes Licht erhält. «Weitere Pro-
jektideen werden von der BKW aktuell
nicht verfolgt, da die Wirtschaftlichkeit
nicht einmal bei den besten Standorten
gegeben ist», sagt Lenzin. Zudem sei die
Bewilligungsfähigkeit sehr unsicher.

Lauter Luftschlösser

Roger Pfammatter vom Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverband ist
nicht überrascht, dass derAusbau stockt.
«Betreiber investieren,wenn sie ein Ge-
schäft sehen. Dafür sind die Unsicher-
heiten zu gross und die Rahmenbedin-
gungen zu ungünstig», sagt er.Die Bran-
che habe genug zu kämpfen, um die In-
standhaltung von 500Millionen Franken
im Jahr zu finanzieren.Man könne nicht
erwarten, dass sieMilliarden in denAus-
bau investiere, die sie imMarkt nicht er-
wirtschaften könne.

Wo es sich mit unterstützenden
Investitionsbeiträgen rechne wie mög-
licherweise an der Trift oder am Grim-
sel, könne man Ausbauten realisieren.
«Aber unter den jetzigen Bedingun-
gen sind neue Seen und höhere Mau-
ern Luftschlösser», sagt Pfammatter.
Der in der Energiestrategie geforderte
Ausbau und die Potenzialschätzung des
BfE seien geprägt von Zweckoptimis-
mus. Damit dieWasserkraft im europäi-
schenMarkt bestehen und schon nur das
Niveau halten könne, brauche es Ent-
lastungen: eine Reduktion beim Was-
serzins, eine massvolle Auslegung der
Umweltschutz- und Restwasserregeln
und bessere Regelungen für die Ab-
geltung der Investitionen beim Heim-
fall der Konzessionen.

Wenn der Rhonegletscher verschwindet, dürften viele traurig sein – für die Stromproduktion wäre es eine Chance. PEGASUS2 / WIKIPEDIA

Ständerat lehnt
Kürzung der
Kinderrenten ab
Reform der Invalidenversicherung

For. Bern · Einer der Knackpunkte der
laufenden IV-Revision sind die Kinder-
renten. Der Begriff stiftet Verwirrung.
Es geht nicht um Zahlungen für Kin-
der mit Behinderung, sondern um zu-
sätzliche Beiträge für IV-Bezüger mit
Kindern. Der Nationalrat will deshalb
die Kinderrente in «Zulage für Eltern»
umbenennen. Doch im Ständerat hatte
diese Umbenennung keine Chance.Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Name
schafft laut Sozialminister Alain Berset
neue Probleme, etwa in derAbgrenzung
zu den Familienzulagen. Zudem verur-
sache die Änderung einen enormen
bürokratischenAufwand.

Klar ist die Haltung des Ständerats
auch bei der Höhe der Kinderrenten: Sie
soll auf dem heutigen Niveau bleiben.
Er lehnt eine Kürzung um 25 Prozent ab,
wie dies der Nationalrat verlangt. Dies
würde bei der IV zu Einsparungen von
rund 100Millionen Franken führen.Vor
allem bei kinderreichen Familien führe
das heutige Niveau der Kinderrenten
zu Einkommen, die wenig Anreize zum
Arbeiten brächten, argumentierte die
Mehrheit im Nationalrat im vergange-
nen Frühling.

Der Ständerat sieht dies anders und
stützt sich dabei auf einen Bericht der
Verwaltung (NZZ vom 18. September
2019). Demnach sind Familien mit IV
und Ergänzungsleistungen nicht bes-
sergestellt als vergleichbare Familien
ohne Sozialleistungen. Die vorbera-
tende Kommission hatte den Entscheid
vorgespurt, indem sie die Kürzung ein-
stimmig abgelehnt hatte. Da es keinen
Minderheitsantrag gab, musste der Rat
gar nicht darüber abstimmen. In dieser
Frage haben also dieVertreter von SVP,
FDP und CVP in den jeweiligen Kam-
mern unterschiedliche Haltungen. Sind
die Mehrheitsverhältnisse in einem Rat
dermassen klar, dürfte sich dieser er-
fahrungsgemäss in der Differenzberei-
nigung durchsetzen.

Einig sind sich die beiden Räte hin-
gegen beim Wechsel zum stufenlosen
Rentensystem. Dieses soll für Rentner
mit einem Invaliditätsgrad zwischen 40
und 69 Prozent gelten. Damit erhofft
man sich, dass sich Arbeit für IV-Bezü-
ger auf jeden Fall lohnt.

Mit der grundsätzlichen Stossrich-
tung der Reform sind alle einverstan-
den. Man will vermeiden, dass bereits
junge Erwachsene zu IV-Rentnern wer-
den. Ein zweiter Fokus liegt auf Men-
schenmit psychischen Leiden.Diese sol-
len früher erfasst werden. Zudem wird
die Versicherung künftig mehr tun für
deren Eingliederung.

Gletscher Speichervolumen
in Kubikmetern

Jahresproduktion
in Gigawattstunden

1 Aletsch 181 212
2 Gorner 168 235
3 Grindelwald 71 85
4 Hüfi 36 105
5 Rhône 46 88
6 Roseg 78 231
7 Trift 85 145
Total 665 1108

QUELLE: SWISSEDUC / ETHNZZ NZZ Visuals / jok.
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Mögliche neue Stauseen

Für Frauen, die ihr Glück
nicht von einem Mann

abhängig machen wollen:
Individuelle Vorsorge- und

Finanzberatung für ein
selbstbestimmtes Leben.

s LifeDon Giovanni

Ausbau Wasserkraft 
Konflikt/Akzeptanz

Wenn klar definiert wäre, wo in der Schweiz sich das 
Potenzial für Wasserkraft in einer Mehrzwecknut-
zung eignen würde, könnte man den Entscheidungs-
prozess beschleunigen. 

NZZ, Der Ausbau der Wasserkraft köchelt auf Sparflamme, September 
2019
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Projekte vom runden Tisch Wasserkraft (VS)

1  Chummensee (Vrengiols)
 Ausbau Speicherkapazität/Pumpspeicherbetrieb
2  Gorner (Zermatt)
 Neuer Speicher
3  Gougra (Anniviers)
 Erhöhung Staumauer Moiry
4  Griessee (Obergoms)
 Erhöhung Staumauer
5  Lac d‘Emosson (Salvan)
 Erhöhung Staumauer
6 Lac de Toules (Bourg-Saint-Pierre)
 Erhöhung Staumauer
7 Mattmarksee (Saas Almagell)
 Erhöhung Staumauer 
8 Oberaletsch klein (Naters)
 Neuer Speicher, unsichtbare Infrastruktur

Runder Tisch Wasserkraft, Anhang 1 aufgelistete Projekte, Februar 2022
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Mittelwallis

Lonza

Grand Dixance

Vispa
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Süd

Saltina/Aletsch/ 
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Mauvoisin

Emosson

Salanfe/ 
Vièze/Rhone

1050 15km

Wasserkraftproduktion im Wallis

Der Kanton Wallis kann punkto Wasserkraft in 10 grossräu-
mige Einzugsgebiete (EZG) eingeteilt werden. Die System-
grenzen folgenden hydrologischen und topographischen 
Randbedingungen sowie den heutigen installierten hydrau-
lischen Systemen. Die daraus definierten EZG haben ihre 
spezifischen Eigenschaften und für die Wasserkraft rele-
vanten Charakteristiken. Dazu gehören das Wasserdarge-
bot (Hydrologie, Glaziologie) sowie die Topografie (Gefälle, 
Speicherstandorte).

 

FMV, Grundlagenstudie zum Potenzial der Wasserkraft im Wallis, 2020
GSEducationalVersion
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Produktion in Mio kWh
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Wasserkraftproduktion im Wallis

Die Wasserkraftanlagen im Kanton Wallis produzieren 
jährlich rund 10 TWh erneuerbare Elektrizität. Der Kan-
ton Wallis ist mit Abstand der grösste Stromproduzent 
aus Wasserkraft in der Schweiz. Die produzierte Elektri-
zität durch die Wasserkraft im Wallis trägt signifikant zur 
nationalen Stromversorgung bei. 

Der Kanton Wallis bleibt ein Strom-ExportKanton, da 
von insgesamt rund 10 TWh/a Stromproduktion, nur 
rund rund 3 TWh/a (inklusive des Bedarfs der Grossin-
dustrie) an Eigenbedarf anfallen.

 

1050 15km
GSEducationalVersion

FMV, Grundlagenstudie zum Potenzial der Wasserkraft im Wallis, 2020
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> 300 GWh

> 100 GWh

> 20 GWh

Winterausbaupotenzial pro 
Einzugsgebiet

Grand Dixance

Saltina/Aletsch/ 
Goms

Mauvoisin

Vispa
Simplon

Süd

Emosson

Salanfe/ 
Vièze/Rhone

Dranses

Winterpotenzial der Grosskraftwerke Wallis

Im Kanton Wallis sind die Winterpotenziale in Einzugs-
gebieten mit hohem Vergletscherungsgrad sehr gross. 
Dazu zählen das EZG 
Saltina/Aletsch/Goms (5 Standorte, 1’000 GWh), Gran-
de Dixence (3 Standorte, 600 GWh) und Mauvoisin (4 
Standorte, 300 GWh).

1050 15km
FMV, Grundlagenstudie zum Potenzial der Wasserkraft im Wallis, 2020
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Standort mit Winter-
Potenzial

Schutzgebiete

Schutzgebiete

Zu den Schutzgebieten zählen das Bundesinventar der 
Landschaften und Naturdenkmäler (BLN), Biotope von 
nationaler Bedeutung, Auen-Schutzgebiete und UNESCO-
Welterbe Gebiete.

Die in der Grundlagenstudie ausgewiesenen Standorte mit 
Winterpotenzial liegen grösstenteils in Schutzgebieten. Im 
EZG Saltina/Aletsch/Goms liegen drei von insgesamt fünf 
potenziellen Standorten mit Winterpotenzial in Schutzge-
bieten (was rund 80% des Winterpotenzials im EZG ent-
spricht) und in den EZG Grande Dixence sowie Mauvoisin 
sogar 100% der Standorte. 

Insgesamt liegt im Kanton Wallis 80% des Winter-
ausbaupotenzials in Schutzgebieten (elf Standorte) 
und 20% ausserhalb (acht Standorte).

Zwischen der Energiepolitik und dem Umweltschutz zeigen 
sich grosse Konfliktpotenziale. 

GSEducationalVersion

GSEducationalVersion

FMV, Grundlagenstudie zum Potenzial der Wasserkraft im Wallis, 2020
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In welchen Vorrangraum kann das 
Gebiet um den Gornergletscher ein-
geordnet werden?
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Gorner

Vorrangraum herauskristallisieren

Um den Kontext des Projektes nachhaltig 
und zielorierntier bewerten zu können, wird 
eine Talschaft analysiert. Dieser sog. Vorrang-
raum soll so klein wie möglich und so gross 
wie nötig sein. 
 
Wie gross ist dieser Raum? 
Durch eine hydrologische, nutzungsorientier-
te, sozioökonomische, topografische, zeit-
liche, geologische, kleinräumige Analyse wird 
ausgewertet in welchen Raum sich dieses 
Gebiet eingliedern lässt und welche Ansprü-
che diesem gerecht werden. 

Wo liegt der Schwerpunkt?
Je nach Ergebnis der Analyse kann sich das 
Gebiet in einen Nutzungsraum eingliedern 
und anhand diesem können die Ansprüche in 
eine Synthese abgeleitet werden.

Welche Antwort beschreibt dabei die 
Architektur?
Einleitung in die Projektphase
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Berg-Tal-Schnitt

Das Mattertal erstreckt sich als westlicher Teil der beiden 
Vispenhochtäler von Stalden bis nach Zermatt. Topogra-
fisch zieht sich das Gebiet vom unteren Ende von Stalden 
auf 724 m.ü.M bis zu den Berggipfeln auf 4500 m.ü.M. 
Das Hochtal wird vom Zmuttgletscher nördlich des Matter-
horns, dem Findelgletscher und dem Monte Rosa-Massiv 
begrenzt. Im Mattertal befinden sich nach dem Mont-
Blanc-Massiv, die höchsten Berg-Massive des Alpenbo-
gens. 

Entwässert wird das 500 km2 grosse Tal von der Mattervi-
spa, welche gemeinsam mit der Saaser Vispa in die Rhone 
mündet. Das Einzugsgebiet Gorner ist durch die Wasser-
fassung der Gornera auf 2007 m.ü.M begrenzt und er-
streckt sich über 81 km2. Das Gebiet ist durch den Gorner-
gletscher geprägt.

Zermatt

Gorner

G
orner

Zerm
att

Rhone

Dufourspitze

Rhone
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Mattertal
 
Zermatt lieg ganz oben in einem Seitental der grossen 
Rhonefurche, im Nikolaital. Von Süden nach Norden tragen 
zwei Gipfellinien dazu bei, dass das Tal eine lange Furche 
ausbildet, die zur italienischen Grenze führt. 
 
Eine Transitachse 
 
Das Mattertal war dank des Theodulpasses eine Tran-
sitachse, trotz der erheblichen Höhen des Passes. Die 
meisten Hinweise einer frühen Besiedlung stammen aus 
der Römerzeit. Vor und nach der sogenannten kleinen Eis-
zeit erlaubten wärmere Jahrhunderte, hochgelegene Pässe 
zu überwinden, den Ackerbau höher zu betreiben und 
anders als heute im Gebirge zu leben. Vom 14. bis ins 19. 
Jahrhundert war der Theodulpass nach dem Grossen St. 
Bernhard die zweitwichtigste Verbindung zwischen dem 
Wallis und dem Aostatal.

1862

empty text

3km210

1863 1860

Rougier Henri, Zermatt und seine Bergwelt. Wandel einer hochalpinen Kulturland-
schaft, 2003
Braun Adolphe, Gornergletscher, 1860
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Gornergletscher 

Während der Vorstossphase in der ersten Hälfte des 
19.Jahrhunderts mussten mehr als 44 Bauten (Wohnhäu-
ser, Ställe, Speicher) dem Gornergletscher weichen.

Einzugsgebiet um 2000 Vorstoss Gornergletscher 1791- Hochstand um 1859-65Vorstoss Gornergletscher 1791- Hochstand um 1859-65
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Entwicklung Nikolaital 

Erst im 13. Jahrhundert entstand die erste Dauersiedlung 
im Raume Zermatt, als die Walser aus der Gomser Ur-
heimat abwanderten und sich in mehreren Hochtälern der 
Alpenkette niederliessen. Durch die Niederlassung ent-
stand eine Kulturlandschaft. Die Walser errichteten ihre 
Weiler und Höfe in Form von Streusiedlungen. Einerseits 
entstanden auf der kleinsten Verflachung, auf Schwemm- 
oder Schuttkegel Einzelhöfe, Weiler oder Dörfer. Überall 
dort, wo der Talgrund sich verbreitete. Die Bergbauern wa-
ren daneben oft Lastenträger, Maultiertreiber, Passwächter, 
Herbergsväter, die vom Verkehr über die Pässe lebten. Die 
Berggewohner lebten bereits im 13. und 14. Jahrhundert 
mit Naturrisiken. Dank ihnen begann die Geschichte der 
Kulturlandschaftsentwicklung am Fusse des Matterhorns.

Infrastruktureller Ausbau

Die Entwicklung Zermatts zu einem Fremdverkerhzentrum 
ist auf die Auswirkungen des Bahnbaus und die Infrastruk-
tur zurückzuführen. 

1858  Bau der Strasse zwischen St. Nikolaus und Zermatt
1891 Bahn fährt nach Zermatt
1894 Inbetriebnahme des Kraftwerkes am Ausgang der   
         Triftschlucht
1898  erster Elektrischer Zug fährt auf den Gornergrat
1928  erste Wintersaison in Zermatt

1876 1904

1928 1928

Rougier Henri, Zermatt und seine Bergwelt. Wandel einer hochalpinen Kulturland-
schaft, 2003
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Besiedlung und die Prägung des Raumes

Die Erschliessungs- und Besiedlungsgeschichte kann 
in zwei Phasen unterteillt Werden. Die erste Phase ist 
geprägt durch die Walser, welche sich ansiedelten und 
autark zurückgezogen über Jahrhunderte hinweg lebten.
Sie wurde durch die seit mehr als anderthalb Jahrhun-
derte andauernde Phase des ununterbrochenen touristi-
schen Wachstums und Aufstiegs zu einem weltbekann-
ten Fremdverkehrszentrum abgelöst.

Während des 20.Jahrhunderts stieg die Bevölkerung im 
Nikolaital auf die 3,3 fache Zahl von 1900 an. Dies ist 
eine der grössten Zuwachsraten im ganzen Alpenraum 
und ist auf die touristische Entwicklung zurückzuführen. 

Wirtschaftlich waren in Zermatt Jahrhunderte lang die 
Land- und Forstwirtschaft und der Passverkehr nach Ita-
lien bestimmend. Das Dorf Zermatt und das Matterhorn 
begündeten später die Entwicklung zur weltberühmten 
Tourismusstation. Mit der Monte-Rosa Gruppe, dem 
Weisshorn-Massiv und anderen Begleitern bildet das 
Matterhorn die natürliche Umrahmung eines Gebietes, 
das nicht zuletzt afgrund lokaler Hotelpioniere in ein  
neues wirtschafltiches Zeitalter eintrat. 

1990
empty text

3km210

empty text

Siehe:
Rougier Henri, Zermatt und seine Bergwelt. Wandel einer hochalpinen Kulturland-
schaft, 2003
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Geologische Entstehung des zermatter  
Raumes

Hier kollidierten zwei grosse Platten der Erdkruste, die 
europäische im Norden und die afrankisch-apulische im 
Süden. Diese Platten waren längere Perioden der Erd-
geschichte voneinander getrennt und dazwischen lag ein 
Nebenmeer, der frühe atlantische Ozean. Der Entstehungs-
prozess verlief in verschiedenen Etappen. Die Platten nä-
herten sich einander an und in anderen Phasen trennten sie 
sich voneiander. Im Tertiär kam es zu einer Plattenkollision, 
bei der die Steinmassen nach oben gedrückt wurden. Das 
Teilgebiet der pennischen Alpen war am stärksten betrof-
fen. Dieser Zusammenprall war im Gebiet von Zermatt am 
spektakulärsten, wo die „Dent-Blanche-Decke“ ein Teil der 
afrikaniscen Gesteinsmasse ist, die auf den europäischen 
Sockel aufgeschoben wurde. 

serpentinite, gabbro, parsinite

peltischer Schiefer, Kalkschiefer,  
Kalkarenit (Kalkstein)

Gneis, Arolla Granit
Gabbro
Paragneis



35

Geologische Karte

Das Gebiet um Zermatt und den Gornergrat wird als Zone 
von Zermatt-Saas bezeichnet und ist durch Kalkschiefer 
und Grüngesteine wie Serpentinit, Gabbro und Basalt cha-
rakterisiert. Der südöstliche Teil des Mattertals wird durch 
die kristalline Monte Rosa Decke geprägt.

Ophiolit

Orthogneis

Granatglimmerschiefer

Hangschutt

Quarzit

Glanzischiefer

Serpentinit

Metabasalt
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Voralpen
Nordalpen
Östliche Zentralpen
Westliche Zentralalpen
Südalpen
Südlicher Tessin

Die biogeografische Regionen
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Ausbreitungdauer (in Jahren ab 2006)
Anstieg von 3.5°C ohne Fremdeinwirkung Anstieg unter zusätzlicher Landnutzungsänderung

Simulierter Waldgrenzanstieg in der Schweiz

Ausbreitungdauer (in Jahren ab 2006)
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Temperaturszenarien zukünftig

Frühling
2035 max:  +1.8°C
2060 max:  +2.4°C
2085 max:  +2.9°C
 
Sommer
2035 max:  +3.4°C
2060 max:  +4.6°C
2085 max:  +5.3°C
 
Herbst:
2035 max:  +2.5°C
2060 max:  +3.5°C
2085 max:  +4.1°C
 
Winter
2035 max:  +1.7°C 
2060 max:  +2.6°C
2085 max:  +2.8°C

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez
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 März 2022: Hydro-CH2018: Szenarien bis 2100
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Oberflächenbedeckung  
nach Bilanzierungsgebieten

Bilanzierungsgebiet 120094

Gletscher:   55%
Feuchtgebiete:  30%
Lockergestein:   5%
Nadelwald:    3% 
Gebüschvegetation:   7%

Mittlere Höhe: 3005 m.ü.M
Minimale Höhe: 1605 m.ü.M
Grundwasservulnerabilität:  
30% sehr hoch-hoch, 24% sehr gering

Bilanzierungsgebiet 120596  

Gletscher:   17%
Feuchtgebiete:  37%
Lockergestein:  11%
Nadelwald:   18% 
Gebüschvegetation:  13%
Siedlungsgebiet:    2%
Landwirtschaft:          < 1%

Mittlere Höhe: 2538 m.ü.M
Minimale Höhe: 689 m.ü.M
Grundwasservulnerabilität:  
49% hoch-sehr hoch, 39% keine ergiebigen Grundwas-
servorkommen

120596

120094

Zermatt

Rhone

Gornergletscher
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Gebiet Gornergletscher

Gletschervorfelder als Geotope: 
Als Zeugen der Erdgeschichte sind Gletschervorfelder für 
die Öffentlichkeit und die Wissenschaft von grossem Wert. 
Sie sind Naturdenkmäler und deshalb sollten sie unge-
schmälert erhalten werden. 

Im Gebiet von Zermatt finden wir die höchstgelegene 
Waldgrenze auf über 2300 m.ü.M vor, definiert als Waldge-
biet mit geschlossenen Beständen. 

Flachmoore

Gletscher 2016

Trockenwiesenund -Weiden

BLN

Wald

Gebüschwald

Alpine Auen ausserhalb Bundesinventar
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Gletschervorfelder/ alpine Schwemmebenen

Biotop/Lebensraum
Der Begriff bezeichnet den durch die Gesamtheit 
aller unbelebten Merkmale geprägten Standort einer 
Lebensgemeinschaft.

Auen
Es sind jene Bereiche von Bächen, Flüssen, Strö-
men und teils auch Seen, die mit jeweils unter-
schiedlicher Dauer periodisch oder episodisch von 
Wasser überflutet werden. Es sind dynamische 
Landschaftsräume, in den Überschwemmungen, 
Erosion und Ablagerung eine wesentliche Rolle 
spielen. 

Gletschervorfeld
Als Gletschervorfeld wir das Gelände zwischen den 
heutigen Gletscherumrissen und den Moränen der 
neuzeitlichen Hochstände (17.-19.Jh.) bezeichnet.
Der Lebensraum umfasst die im Bereich des Glet-
scherendes liegenden Gebiete, sowie die räumlich 
unmittelbar damit verbundenen glazialen und glazif-
luvialen Akkumulationen. 

Alpine Schwemmebene
Beschreibt eine Ebene, deren Gestalt durch flächi-
ge fluviale Dynamik und Sedimenttransport geprägt 
wird/wurde. Es sind Verflachungen im Längsprofil 
von Fliessgewässern mit verzweigten Bach- und 
Flussläufen.

BUWAL, Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen als Auengebiete, 
1999
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Gletschervorfelder

Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen ge-
hören zu den alpinen Auen. In diesen eher herben 
Landschaften zeigt sich das Werden und Vergehen von 
Lebensgemeinschaften. Seit dem Ende der „Kleinen 
Eiszeit“ um 1850 ziehen sich die Gletscher zurück und 
hinterlassen eindrückliche Neulandgebiete. Prägende 
Elemente in diesen Vorfeldern sind Wasser und Material-
umlagerung. Durch die ständig verändernden Lebens-
bedingungen tragen viele dieser Gebiete eine ausserord-
entlich reiche Auenvegetation. 

Während der Gletscher schrumpft, wächst das Glet-
schervorfeld. Das Eis gibt loses Sediment frei und die 
Eisschmelze gibt solange noch Eis vorhanden ist über 
den Sommer Wasser ab. Der Übergang von einer gla-
zialen Zone zu einem ehemals glazial-geprägten System 
ist gekennzeichnet vom Wandel. Die dynamische Phase 
dauert meist mehrere Jahrzehnte. Untersucht wurden 
diese Gebiete erst wenig und können sich lokal stark 
unterscheiden. 

Schematische Darstellung eines Gletschervorfeldes Schematische Darstellung einer alpinen Schwemmebene
Gärtner-Roer, Sterbende Gletscher und wachsende Gletschervorfelder – 
gezeichnet vom Wandel, GeoAgenda, 2021
BUWAL, Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen als Auengebiete, 
1999
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Lebensräume:  
Transport, Deposition, Akkumulation

Gletschervorfelder sind junge, dynamische Lebensräu-
me, die durch geomorphologische Prozesse geprägt 
werden. Frostverwitterung, glaziale Ersosion und gla-
zialer Transport zertrümmern den gewachsenen Fels zu 
Lockergestein vielflältiger Korngrössen, welche kontinu-
ierlich an der Gletscherfront freigesetzt werden. Dabei 
werden Moränenwälle geformt. Aufgrund des stetigen 
Wandels konnte sich noch kein geomorphologisches 
Gleichgewicht einstellen. 
 
Für die subalpinen und alpinen Lebensräume sind die 
klimatischen Standortfaktoren prägend. Extreme Bedin-
gungen wie niedrige Temperaturen sowie hohe Tages-
extremwerte beeinflussen das Pflanzenwachstum. Durch 
das Zusammenspiel aller Umweltfaktoren entstehen 
ökologische Nischen und Grenzstandorte, die von selte-
nen und interessanten Pflanzen- und Tierarten besiedelt 
werden. 

BUWAL, Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen als Auengebiete, 
1999

Verschiedene Wuchsformen als Anpassung an die alpinen Lebensbedingungen: 
Rosetten- (links), Polster- (Mitte), und Horstpflanzen (Rechts)
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Sukzession
Von Pionier-, bis zu Klimaxgesellschaften 

In Gletschervorfeldern ist ein ganzes Spektrum an Ent-
wicklungsstadien in einem räumlichen Nebeneinander 
anzutreffen. Meist gehören Moose und bestimmte Grä-
ser und Kräuter wie Fleischers Weidenröschen, der Glet-
scherhahnenfuss oder verschiedene Steinbrecharten zu 
den Erstbesiedlern. Eine Verdichtung des Bewuchs von 
Rasen- und Pflanzengruppen kann nur ohne mensch-
liche Eingriffe oder Rutschungen ablaufen. Nachdem die 
Erstbesiedler den Untergrund stabilisiert und angerei-
chert haben, werden sie über Jahrzehnte-/Jahrhunderte 
von anspruchsvolleren und dauerhaften Pflanzengesell-
schaften verdrängt. Diese zeitliche Abfolge der Vegeta-
tionsentwicklung an ein und demselben Wuchsort wird 
als Sukzession bezeichnet. 

In der subalpinen Stufe bilden verschiedene Waldgesell-
schaften das Schlussglied der Vegetationsentwicklung. 
In der alpinen Stufe hingegen sind Strauch- und Baum-
vegetation ausgeschlossen. Die Rasen- und Zwerg-
strauchgesellschaften bilden in der alpinen Stufe das 
Schlussglied der Sukzession. In der nivalen Zone kann 
sich die Vegetation nicht über das Stadium von isolierten 
Rasenflecken und vereinzelten Polsterpflanzen hinaus 
entwickeln. Die Vegetationsentwicklung wird durch Ero-
sion und Überflutung immer wieder unterbrochen und 
an ihren Anfangspunkt zurückgeworfen. So steht diese 
Dynamik in einem Gegensatz zur Stabilität der Kultur- 
und Naturlandschaft ausserhalb der Auengebiete.

Ausschnitt einer Zonation in einer subalpinen oder alpinen Aue

Flachufer

Caricion
nigrae

Eriphoretum
scheuchzeri

Rohlia- 
Rasen

Caricetum
frigidae

Übergang 
zu Rasen

Caricion
bicoloei-atrufuscae

Epilobietum
fleischeri

RasenÜbergang

Steilufer

BUWAL, Gletschervorfelder und alpine Schwemmebenen als Auengebiete, 
1999



47

Höhenstufen 1995/ 2085 - trocken

Die Gegenüberstellung der Höhenstufen in einer Zeit-
spanne von hundert Jahren zeigt auf, dass die montane 
Zone in einem trockenen Klima stark in die Höhe wach-
sen wird. Das Potenzial von stetig neuen Landschafts-
bildern ist an diesem Ort gegeben.  

Hochmontan im Tannen-Hauptareal

Collin

Subalpin

Obersubalpin

Hochmontan im Tannen-Reliktareal

1995 2085
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Oberflächenabfluss und Permafrost
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Gletscherrückzug und neue Seenlandschaft

1  
Höhenlage:    2186 m.ü.M
Speichervolumen:   46.4 Mio. m3

Fläche:    1.6 km2

Entstehungsjahr:  1980

In einem Klimaszenario mit hohen Emissionen wird erwar-
tet, dass der drittgrösste neue Gletschersee der Schweiz 
um das Jahr 2025 erstmals auftaucht, vor allem nach 2040 
schnell vergletschert und bis etwa 2060 vollständig eisfrei 
ist. Der See wird bis 2100 um 5.1% sedimentiert sein.

2030

1

2060

Farinotti et. al, Volume, formation and sedimentation of future glacier lakes 
in Switzerland, 2022
Haeberli, Daten Universität Zürich, 2022 
https://alpinewaterscapes.ethz.ch, März 2022
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Gornersee natürlich vrs. Künstlicher Stausee

Das Projekt von Alpiq schlägt einen Stausee von einem 
Volumen von 150 Mio m3 vor. Der natürliche See füllt sich 
um ein Drittel dieses Volumens. Die Ausgangslage zeigt, 
dass sich der künstliche See weiter nach vorne zur Gor-
nerschlucht zieht und ein flaches Gletschervorfeld über-
schwemmen wird, den Bereich der heute bereits eisfrei 
ist und ein Übergang zum bereits bewachsenen Gebiet 
unterhalb der Gornerschlucht. Weiter bringen Stauseen 
starke Schwankungen übers Jahr mit sich, aufgrund der 
Nachfrage von Speicher im Sommer und Stromproduk-
tion im Winter. Diese Wasserpegelschwankungen be-
einträchtigen eine Entwicklung der Auen und eine natür-
liche Anpassung an das heutige Auengebiet. Aus meiner 
Sicht ist es nicht undenkbar, dass mit einer unsichtbaren 
Infrastruktur das Wasser des natürlichen Sees zu Zeiten 
von Wasserknappheit abgelassen werden könnte, da 
sich dieses Wasser in einer topografischen Hohlform an-
sammelt. 

0 500 1000

 Natürlicher See 46.4 Mio m3

Stausee 150 Mio m3

Natürlicher See (46 Mio m3)

Künstlicher See (150 Mio m3)

BLN

Alpine Auen ausserhalb Bundesinventar
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Infrastruktur um den Gornersee

Heute ist das Gletscherrückzugsgebiet nur von der 
Monte Rosa Hütte besiedelt.. Umgeben wird es jedoch 
von infrastrukturellen Bauten und Herbergen. Wander-
wege, die über den Gletscher zur Monte-Rosa Hütte 
führen sind Heute ohne einen Bergführer nicht mög-
lich. Wie wird sich die Zugänglichkeit dieser Landschaft 
durch den Gletscherrückzug bis nach Ende Jahrhundert 
verändern, wenn dem Menschen keine Grenzen gesetzt 
werden?

Gornergrat

Gandegghütte

Riffelberg

Monte-Rosa 
Hütte

Neue Seen bis Ende Jahrhundert

Strassen/Wege

Skitourenrouten

Wanderwege

Seilbahnen/Sessellifte

Eisenbahn
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Gornergrat

Gandegghütte

Riffelberg

SAC

Hotel

Hotel

Bauten, die den Gletscher fassen - 
historisch

1920 1944

1880 1923

3029 m.ü.M

2500 m.ü.M 3120 m.ü.M

Monte-Rosa 
Hütte

2783 m.ü.M
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Gornergrat

Gandegghütte

Riffelberg

Monte-Rosa 
Hütte

SAC

SAC

Hotel
Hotel

2883 m.ü.M3029 m.ü.M

2500 m.ü.M 3120 m.ü.M

Bauten, die den Gletscher fassen -  
Zustand heute 
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A
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D
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Situation Ende Jahrhundert 
Neue Seenlandschaft 
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Wandel als Konstante als Chance

Das Gebiet um den Gornergletscher lässt sich in einen 
Raum des Naturschutzes einordnen. Die Region um das 
Gletscherrückzugsgebiet ist heute stark vom Tourismus 
geprägt und die Landschaft ist infrastrukturell erschlos-
sen. Die Landschaft wird vom Tourismus stark genutzt 
und aus meiner Sicht teils auch übernutzt. 

Das Heute noch unberührte Gletschergebiet wird sich 
aufgrund des Klimawandels bis Ende Jahrhundert einem 
starken Wandel unterziehen. Am und um den Gorner-
gletscher bildet sich über die nächsten Jahrzehnte 
schrittweise eine neue Seenlandschaft. Die kleineren 
Seen werden über die Zeit aufgrund Verlandung wieder 
verschwinden. Der Wandel der Landschaft als Konstante 
steht im Mittelpunkt und ein prägende Elemente dabei 
spielen das Wasser und Materialumlagerungen. Es wer-
den sich neue Moose und Vegetationen bilden, die teils 
durch Erosion von Hängen in ihrem Entwicklungsstadion 
wieder zurückgeworfen werden. Das Gletscherrückzugs-
gebiet wird als dynamische Zone für wissenschaftliche 
Forschung von Interesse sein. 

Entscheidend ist heute darüber nachzudenken, wie mit 
dieser Veränderung in diesem Gebiet umgegangen wer-
den soll und wie ein nachhaltiger Tourismus im Gebiet 
um Zermatt aussehen könnte. Wie kann ein nachhaltiger 
Landschaftsgarten um den Gornergletscher architek-
tonisch begleitet werden ohne die Landschaft auszu-
bedeuten? Wie lässt sich die Konstante des Wandels an 
diesem Ort vermitteln? Wo bewegt sich der Mensch und 
wo überlässt man die Natur sich selbst?

1 Eingangstor zum  
Landschaftsgarten 
Station Gornergrat 

Umnutzung der bestehen-
den Infrastruktur, neue Be-
obachtungsstation, um den 
Wandel des Gletschervorfel-
des mit neuem See erlebbar 
zur machen 

(Gast und Wissenschaft)

2 Wegsystem vom  
Gornergrat über starkes Ge-
fälle, Wechselspiel zwischen 
ober- und unterirdischen 
Momenten
 
Thema der Gewalt und 
Mächtigkeit der Land-
schaft

2030

2060
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Ich sehe an diesem Ort einen neuen Landschafts-
garten, der klar zeigt wo sich der Mensch geführt 
bewegen kann und wo die Landschaft unzugänglich 
ist. Dazu stellen die Gefahren von Hangrutschungen 
und Erosion zusätzlich eine Grenze dar. Ein wichtiges 
Feld nebst dem Gast nimmt die Wissenschaft ein. 
Forschende sollen über unterschiedliche Zeitperio-
den die Möglichkeit haben das wandelnde Gebiet zu 
untersuchen. Ich sehe ich es als grosse Chance in 
einem nachhaltigen Tourismus dem Menschen dieses 
Wissen über die eigene Erfahrung näher zu bringen 
und ihm diese Veränderung durch die Wegführung 
aufzuzeigen.

3 Wegsystem zur neuen 
Seenlandschaft mit punktu-
ellen Momenten, Beziehung 
zur Monte-Rosa Hütte, Teil 
des Wegnetzes

Vegetation
Ablagerung  
Transport
Wasser als Thematik

2090

Nach 2100
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1928

Landschaften wahrnehmen

Sehen hören, riechen, schmecken und erfühlen - und 
unsere Fähigkeit, diesen Wahrnehmungen Worte zu ge-
ben, machen Landschaften zu einem poetischen Ort. Sie 
machen ihn zu einer Persönlichkeit, die uns gegenüber-
tritt. Landschaften sind also immer auch verwunschene 
Orte, die etwas über uns aussagen. In ihnen mischen 
sich gesellschaftliche Bedeutungen und individuelle Er-
fahrungen. In der Landschaft werden wir wachgerüttelt 
aus dem ortlosen Navigieren durch die Räume. Ein solch 
stillstehender Ort ist Arkadien.“ 

Gantenbein Köbi, Raimund Rodewald, Ein Plädoyer in sieben Bildern, 2016
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Landschaften sehen/ beobachten
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Landschaften riechen/ hören

„Diese Geräusche, die uns täglich umgeben, sind 
eng mit Aktivität, Bewegung, Kommunikation und 
Lebewesen unterschiedlichster Art verbunden. Sie 
vermitteln uns einerseits Informationen und schaf-
fen Raumeindrücke, die über das Sehfeld hinaus-
gehen, ergänzen und bereichern dieses.“

Landschaften gestalten

„Nicht das, was wir möchten, zählt, sondern das, 
was der Ort braucht, um verstanden zu werden.“

„Transformiert man einen Ort, muss es ein Wes-
halb geben.“

Hannes und Petruschka, Arkadien Landschaften poetisch gestalten, 2016
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Landschaften begehen

„Es sind Geschichten, die oft poetische Stimmun-
gen erzeugen, Geschichten, die an den Dingen 
und Orten haften und uns als Subjekt gegenüber-
stehen. Das Bedürfnis, alte Bilder und Vorstellun-
gen zu bewahren hindert uns jedoch, neue idylli-
sche Orte zu schaffen.“

„Arkadien muss man dem Menschen nicht bei-
bringen, es steckt in ihm.“

„Neben dem Massentourismus gibt es einen an-
deren Tourismus: den des Entdeckens, des Au-
thentischen und Originalen. Der Gast will an einem 
Ort, der nicht bloss für ihn hergerichtet ist, etwas 
Aufrichtiges sehen.“

Rodwald, Arkadien? Arkadien!, Geschichte einer vergangen geglaubten 
Utopie, Arkadien Landschaften poetisch gestalten, 2016
Zgraggen, Arkadien Landschaften poetisch gestalten, 2016
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Anhang
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Grande-Dixance, ein System
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Grundriss, Situation
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Ansicht
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Schnitt


